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Wachstum bleibt mittelfristig verhalten 
Mit der Verbesserung des außenwirtschaftlichen Umfelds und dem Auslaufen der 
Folgen des Inflationsschocks dürfte die österreichische Wirtschaft auf einen verhal
tenen Wachstumskurs einschwenken. Für den Prognosezeitraum 2024 bis 2028 er
wartet das IHS eine Zunahme des realen Bruttoinlandsprodukts von durchschnittlich 
1,0 % pro Jahr. Getragen wird das Wachstum von der Binnennachfrage, während die 
Expansion der Exporte schwach bleiben dürfte. Nach den Rekordwerten der Vorjahre 
geht die Inflationsrate laut Verbraucherpreisindex rasch zurück und dürfte am Ende 
des Prognosezeitraums bei 2,2 % liegen. Ausgehend von 6,9 % im laufenden Jahr 
sinkt die prognostizierte Arbeitslosenquote auf 5,8 % im Jahr 2028. Angesichts der 
verhaltenen mittelfristigen Wachstumsaussichten sollte die Wirtschaftspolitik in Ös
terreich mehr auf eine Stärkung des Potenzialwachstums ausgerichtet werden und 
die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen sicherstellen. 

1 Zentrale Prognoseergebnisse 
Seit Mitte des Jahres 2022 befindet sich die österreichische Wirtschaft im Abschwung. 
Mit der stark nachlassenden Inflationsdynamik, der Normalisierung der Geldpolitik 
und dem Anziehen der Industriekonjunktur im Euroraum dürfte sie aber in den kom
menden Monaten auf einen verhaltenen Wachstumskurs zurückkehren. Das IHS er
wartet für den Zeitraum 2024 bis 2028 eine durchschnittliche jährliche Wachstums
rate des realen Bruttoinlandsprodukts von 1,0 %, nach 0,5 % im Durchschnitt der ver
gangenen fünf Jahre, die von der Coronapandemie und den Verwerfungen im Zu
sammenhang mit dem russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine geprägt waren. 
Diese Mittelfristprognose basiert auf der Sommer-Prognose des IHS vom Juni und 
erweitert den Prognosehorizont um die Jahre 2026 bis 2028. Ausgehend von 0,3 % 
bzw. 1,6 % in den Jahren 2024 und 2025 werden für den Zeitraum 2026 bis 2028 Zu
wächse der heimischen Wirtschaftsleistung von 1,2 % und zweimal 0,9 % erwartet. 
Damit dürfte das Wachstum um durchschnittlich knapp ¼ Prozentpunkt hinter dem 
des Euroraums zurückbleiben. 

Die mittelfristige Projektion des IHS orientiert sich am Produktionspotenzial, also 
dem bei einer Normalauslastung der Produktionsfaktoren erreichbaren Bruttoin
landsprodukt. Die IHS-Schätzung des Produktionspotenzials berücksichtigt den 
Trend des Arbeitsvolumens in Stunden, die Entwicklung des Kapitalstocks sowie den 
Trend des technischen Fortschritts. Auf Basis der Entwicklung dieser Bestimmungs
faktoren kommt das Institut zu der Einschätzung, dass das Produktionspotenzial Ös
terreichs im Jahr 2023 um 1,2 % gestiegen ist. Wegen des abnehmenden Beitrags des 
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Arbeitsvolumens dürfte sich das Wachstum der Produktionsmöglichkeiten im Zeit
raum 2024 bis 2028 auf 1,0 % pro Jahr abschwächen. Die zu erwartende leichte Be
schleunigung des technischen Fortschritts kann den demografisch bedingten Rück
gang des Wachstumsbeitrags des Arbeitsvolumens wohl nicht kompensieren. Der 
Beitrag des Kapitalstocks dürfte in etwa gleichbleiben. 

Wegen der schwachen Konjunktur dürfte die gesamtwirtschaftliche Produktion im 
laufenden Jahr rund 1 % unter dem Produktionspotenzial liegen. Erst mit der erwar
teten wirtschaftlichen Belebung ab 2025 werden die Produktionskapazitäten wieder 
stärker ausgelastet. Vor dem Hintergrund der verringerten Wettbewerbsfähigkeit in
folge des starken Energie- und Lohnkostenanstiegs dürfte das Wachstum der heimi
schen Wirtschaft etwas hinter dem Potenzialwachstum zurückbleiben, sodass auch 
im Jahr 2028 noch eine leicht negative Produktionslücke resultiert. 

Die internationalen Rahmenbedingungen schätzt das IHS wie folgt ein. Mit dem Ende 
der Hochinflationsphase mit steigenden Zinsen dürfte die globale Ökonomie wieder 
moderat wachsen. Die von den Verwerfungen infolge des russischen Angriffskriegs 
gegen die Ukraine besonders betroffene Wirtschaft des Euroraums dürfte auf einen 
Wachstumskurs einschwenken, aber aufgrund der fortschreitenden Alterung der Be
völkerung nur moderat zulegen. Mit durchschnittlich 1,2 % pro Jahr wird Im Progno
sezeitraum das Wachstum im Euroraum somit wohl ¾ Prozentpunkte geringer als in 
den USA ausfallen. Die Weltwirtschaft dürfte durchschnittlich um 3,0 % expandieren. 

In der vergangenen Fünfjahresperiode war die Entwicklung des privaten Konsums in 
Österreich durch die coronabedingten Einschränkungen geprägt. In den kommen
den Jahren dürfte der private Konsum mit einer durchschnittlichen jährlichen Zu
nahme von 1,5 % dagegen der wesentliche Wachstumstreiber sein. Aufgrund kräfti
ger Realeinkommenszuwächse wird der private Konsum im laufenden Jahr laut IHS-
Prognose um 1,5 % zulegen. Das Konsumwachstum dürfte im kommenden Jahr mit 
1,8 % seinen Höhepunkt erreichen und sich danach bis zum Ende des Prognosezeit
raums auf 1,3 % abschwächen.  

Die Reallohnzuwächse stärken im Verein mit der stabilen Arbeitsmarktentwicklung, 
der Abschaffung der kalten Progression sowie der rückläufigen Inflation die real ver
fügbaren Haushaltseinkommen. Im Einklang mit historischen Erfahrungen rechnet 
das IHS in Anbetracht der sehr kräftigen Zunahme der Realeinkommen damit, dass 
die Sparquote der Haushalte im laufenden Jahr auf knapp 10 % ansteigt. In den Folge
jahren geht sie bis auf 8 ½ % zurück. 

Gegenwärtig führen ausgeprägte Unsicherheit, hohe Energie- und Finanzierungskos
ten sowie äußert kräftig angestiegene Lohnstückkosten in Österreich zu Rückgängen 
der Sachkapitalbildung. Mit dem allmählichen Abklingen dieser Belastungsfaktoren 
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dürften die Bruttoanlageinvestitionen in den nächsten Jahren wieder anziehen. Mit 
einer durchschnittlichen Zunahme von 1,2 % pro Jahr expandieren sie allerdings nur 
schwach. Dies gilt insbesondere für die Bauinvestitionen, die nur um 0,4 % pro Jahr 
zulegen dürften und damit selbst im Jahr 2028 noch niedriger sein werden als im Jahr 
2022. Hingegen sollten die Investitionen in Ausrüstungen mit 1,9 % pro Jahr ein hö
heres Wachstum verzeichnen. 

Der globale Warenhandel dürfte im Prognosezeitraum um durchschnittlich 2,4 % pro 
Jahr und damit etwas langsamer als die Weltwirtschaft expandieren. Laut Prognose 
werden die österreichischen Warenexporte voraussichtlich um 1,8 % pro Jahr zule
gen, bei den Gesamtexporten dürfte der Zuwachs geringfügig höher ausfallen. 
Dämpfend wirkt der mit den stark gestiegenen Lohnstückkosten einhergehende Ver
lust an preislicher Wettbewerbsfähigkeit. Somit dürfte die österreichische Exportwirt
schaft im Prognosezeitraum leichte Marktanteilsverluste verzeichnen. Mit 2,2 % pro 
Jahr dürften die Gesamtimporte laut Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung etwas 
schneller als die Exporte expandieren, sodass von der Außenwirtschaft insgesamt ein 
geringer negativer Wachstumsbeitrag ausgeht. 

Nach Einschätzung des IHS dürfte die Inflationsrate laut Verbraucherpreisindex im 
laufenden Jahr 3,2 % betragen und sich damit gegenüber dem Vorjahr mehr als hal
bieren. Während der Preisauftrieb in den Bereichen Lebensmittel, Energie und In
dustriegüter deutlich schwächer geworden ist, wirkt die dynamische Lohnkostenent
wicklung einem stärkeren Rückgang des Preisauftriebs bei den Dienstleistungen ent
gegen. Zwar wird von dem Auslaufen der fiskalpolitischen Maßnahmen im Energie
bereich zu Jahresbeginn 2025 ein leicht preistreibender Impuls ausgehen, insgesamt 
sollte die Inflationsrate bis zum Jahr 2026 aber auf 2,0 % fallen und am Ende des 
Prognosezeitraums 2,2 % betragen. Für den gesamten Prognosezeitraum ergibt sich 
eine durchschnittliche Inflationsrate von 2,5 %. Das Inflationsdifferenzial zum Euro
raum reduziert sich damit bis zum Ende des Prognosezeitraums deutlich. 

Aufgrund der Wachstumsschwäche stagniert im laufenden Jahr die Beschäftigung, 
die Arbeitslosenquote zieht etwas an. Mit der erwarteten Konjunkturerholung und 
verstärkt durch ein demografisch bedingt langsameres Wachstum des Arbeitskräfte
angebots dürfte die Arbeitslosigkeit im weiteren Prognosezeitraum aber wieder zu
rückgehen. Bis zum Jahr 2028 rechnet das IHS mit einem Sinken der Arbeitslosen
quote auf 5,8 %. Die Beschäftigung dürfte um durchschnittlich 0,7 % pro Jahr zulegen. 
Dabei verstärkt die demografische Entwicklung den Fachkräftemangel und schwächt 
das Wachstum des Produktionspotenzials der österreichischen Volkswirtschaft. 

Die Lage der öffentlichen Haushalte wurde in der letzten Fünfjahresperiode durch 
eine stark expansive Fiskalpolitik geprägt. So wurden durch die Indexierungen der 
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Sozialleistungen inflationsbedingte Härten abgefedert. Im Finanzausgleich wurden 
erhebliche zusätzliche Mittel für Investitionen im Bildungs- und Gesundheitsbereich 
sowie zur Bekämpfung des Klimawandels bereitgestellt. Durch Entlastungsmaßnah
men, etwa die Abschaffung der kalten Progression, wurde der Anstieg der Abgaben
quote begrenzt. Diese per se ökonomisch durchaus sinnvollen Maßnahmen waren 
allerdings nicht gegenfinanziert. Das IHS hat in seiner letztjährigen Mittelfristprog
nose die Dynamik der Ausgaben deutlich unterschätzt. Weiters wurden im zurücklie
genden Jahr sogar noch dauerhafte Mehrausgaben beschlossen. Daher muss das 
Institut seine Budgetprognose revidieren und erwartet nunmehr für das Jahr 2024 
ein gesamtstaatliches Budgetdefizit von 3,0 %. In den kommenden Jahren dürfte das 
Defizit kaum zurückgehen. Da deshalb die Schuldenquote nicht sinkt, steht die Ent
wicklung der österreichischen Staatsfinanzen nicht in Einklang mit den neuen EU-Fis
kalregeln. Angesichts der verhaltenen mittelfristigen Wachstumsaussichten sollte die 
Wirtschaftspolitik in Österreich mehr auf eine Stärkung des Potenzialwachstums aus
gerichtet werden. 

Die vorliegende mittelfristige Prognose ist mit Risiken behaftet. Die geopolitischen 
Spannungen halten international die Unsicherheit hoch. Eine Eskalation der Kon
flikte, etwa im Nahen Osten oder in der Ukraine, würde den Welthandel belasten und 
die Preise für Energie steigen lassen. Damit wäre die Inflation höher, die Realeinkom
men würden sich schwächer entwickeln und die Geldpolitik würde wohl langsamer 
gelockert werden als geplant. Die drohenden Handelskonflikte stellen ein weiteres 
Risiko für die Erholung von Welthandel und Industrieproduktion dar. Schließlich be
steht erhebliche Unsicherheit im Zusammenhang mit der US-Präsidentschaftswahl 
hinsichtlich der wirtschafts- und geopolitischen Rahmenbedingungen.  

Die äußerst kräftigen Lohnabschlüsse der letzten beiden Jahre haben zwar die Bin
nennachfrage gestärkt, aber über den im internationalen Vergleich besonders aus
geprägten Anstieg der Lohnstückkosten die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der hei
mischen Wirtschaft verringert. Dies könnte die Exportdynamik stärker verlangsamen 
als in der Prognose unterstellt und die Investitionsbereitschaft der Unternehmen 
deutlicher reduzieren. Demgegenüber würde eine Verbesserung des internationalen 
Umfelds die Exporttätigkeit stärker ankurbeln und wohl auch zu einer Aufhellung des 
Investitionsklimas führen. 

Kapitel 5 ist den Herausforderungen für den Industriestandort Österreich, insbeson
dere für die exportorientierte Industrie, gewidmet. Im Zentrum der Analyse steht die 
Untersuchung des Einflusses höherer Energiepreise auf die Außenwirtschaft. Eine 
langfristige Energiepreiserhöhung führt nur zu einem quantitativ geringen Rückgang 
der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung. Einige energieintensive Sektoren sind 
gleichwohl stärker betroffen. Allerdings hat der starke Energiepreisschub eine 
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kräftige Erhöhung der Löhne und Gehälter nach sich gezogen. Damit sind in Öster
reich die Lohnstückkosten zuletzt weitaus stärker gestiegen als beim wichtigsten 
Handelspartner, und auch Konkurrenten, Deutschland, was die preisliche Wettbe
werbsfähigkeit Österreichs beeinträchtigt. 
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Tabelle 1: Wichtige Prognoseergebnisse 
Durchschnittliche jährliche Veränderung in Prozent 

 2014–2018 2019–2023 2024–2028 

Bruttoinlandsprodukt, real 1,7 0,5 1,0 

Privater Konsum, real 1,1 0,2 1,5 

Bruttoinvestitionen, real 3,8 −0,6 1,0 

Bruttoanlageinvestitionen, real 2,9 0,7 1,2 

Ausrüstungsinvestitionen, real 3,9 2,2 1,9 

Bauinvestitionen, real 1,8 −1,0 0,4 

Inlandsnachfrage, real 1,8 0,2 1,1 

Exporte i. w. S., real 3,8 2,4 1,9 

Waren, real (laut VGR) 3,7 3,0 1,8 

Reiseverkehr, real (laut VGR) 2,8 −2,5 2,0 

Importe i. w. S., real 4,2 2,1 2,2 

Waren, real (laut VGR) 3,7 1,7 2,2 

Reiseverkehr, real (laut VGR) 4,7 2,1 1,9 

Unselbständig Aktiv-Beschäftigte 1,5 1,2 0,7 

Arbeitslosenquote: Nationale Definitioni 8,6 7,6 6,3 

Arbeitslosenquote: Eurostat-Definitioni 6,0 5,4 4,7 

Bruttolohnsumme pro Aktiv-
Beschäftigten 

2,1 3,8 3,7 

Preisindex des BIP 1,8 3,9 2,7 

Verbraucherpreisindex 1,5 4,4 2,5 

Budgetsaldo Maastricht in % des BIPi −1,2 −3,8 −2,8 

3-Monats-Euribori 0,1 0,5 2,9 

10-Jahres-Rendite österreichischer 
Staatsanleiheni 

0,8 0,9 3,1 

iabsolute Werte 
Quelle: Statistik Austria, LSEG Datastream, ab 2024 Prognose des IHS 
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Abbildung 1: BIP, Privater Konsum und Bruttoanlageinvestitionen, real 

 
Quelle: Statistik Austria, ab 2024 Prognose des IHS 

Abbildung 2: Löhne, Preise und Beschäftigung 

 
Quelle: Statistik Austria, Dachverband der Sozialversicherungsträger, ab 2024 Prognose des IHS 
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Abbildung 3: Arbeitslosenquote 

 
Quelle: AMS, Dachverband der Sozialversicherungsträger, Eurostat, ab 2024 Prognose des IHS 

Abbildung 4: Importe (i. w. S.) und Exporte (i. w. S.) 

 
Quelle: Statistik Austria, ab 2024 Prognose des IHS 
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Abbildung 5: Wachstumsbeiträge der realen Endnachfragekomponenten 

 
Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen, ab 2024 Prognose des IHS 
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2 Das Produktionspotenzial der österreichi
schen Wirtschaft 

Die mittelfristige Projektion orientiert sich am Produktionspotenzial, also der bei Nor
malauslastung der Produktionsfaktoren erreichbaren gesamtwirtschaftlichen Pro
duktion. Lohn- und Preisanpassungen sorgen dafür, dass im mittelfristigen Durch
schnitt die tatsächliche Produktion den Produktionsmöglichkeiten entspricht. Als 
Produktionsfaktoren werden bei der hier verwendeten Schätzung des Produktions
potenzials der Trend des Arbeitsvolumens, gemessen in Stunden, der Kapitalstock 
und der Trend des technischen Fortschritts berücksichtigt. 

Hinsichtlich der Entwicklung der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter wird auf die 
aktuelle Bevölkerungsprognose von Statistik Austria (Hauptvariante mit mittlerer Zu
wanderung) zurückgegriffen. Als Personen im erwerbsfähigen Alter werden im Ein
klang mit der offiziellen Produktionspotenzialschätzung in der EU Personen im Alter 
von 15 bis 74 Jahren berücksichtigt, auch wenn in Österreich nur sehr wenige Perso
nen über 65 Jahren am Arbeitsmarkt aktiv sind. Gemäß der Prognose von Statistik 
Austria wird die Bevölkerungszahl im erwerbsfähigen Alter in Österreich im Jahr 2028 
um 1,1 % höher sein als im Jahr 2023. Die Zunahme geht vollständig auf die Zuwan
derung zurück, denn in der Variante ohne Zuwanderung würde der Bevölkerungs
stand bis 2028 um 1,2 % zurückgehen. 

Die Erwerbsbeteiligung der Personen bis 65 Jahre ist in den vergangenen Jahren deut
lich gestiegen. Für den Prognosezeitraum ist, vor allem wegen der schrittweisen Her
anführung des gesetzlichen Pensionsantrittsalters von Frauen an das von Männern, 
noch ein leichter weiterer Anstieg zu erwarten. Die Erwerbsquote der Personen über 
65 Jahren wird dagegen voraussichtlich auch weiterhin sehr niedrig bleiben. Die ge
samte trendmäßige Erwerbsbeteiligung wird gemäß der vorliegenden Projektion bis 
zum Jahr 2028 um 1,6 Prozentpunkte zunehmen. 

Die strukturelle Arbeitslosenquote ist den Schätzungen des Instituts zufolge weder 
in der Coronakrise noch infolge des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine ge
stiegen. Allerdings hat sich ihr Rückgang zuletzt verlangsamt. Auch wegen des Ar
beitskräftemangels in vielen Bereichen dürfte die aktuelle Arbeitslosigkeit zu einem 
großen Teil strukturelle Ursachen haben. Die auf Basis der international harmonisier
ten Definition der Arbeitslosigkeit berechnete strukturelle Arbeitslosenquote dürfte 
daher von den geschätzten 5,0 % im Jahr 2023 nur noch wenig sinken und sich im 
Jahr 2028 auf 4,7 % belaufen. 

Aufgrund der zunehmenden Teilzeitbeschäftigung ist die durchschnittliche Arbeits
zeit je Erwerbstätigen in den vergangenen Jahren gesunken. Diese Tendenz dürfte 
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sich im Prognosezeitraum leicht abgeschwächt fortsetzen. Die Trendfortschreibung 
ergibt bis zum Jahr 2028 einen Rückgang um 1,3 %. Alles in allem dürfte damit das 
trendmäßige Arbeitsvolumen bis zum Ende des Fünfjahreszeitraums um 2,5 % stei
gen, was einer durchschnittlichen Zunahme um 0,5 % pro Jahr entspricht. Diese Ent
wicklung ist auf die Zunahme der Bevölkerung im Alter von 15 bis 74 Jahren und der 
Erwerbsbeteiligung sowie die rückläufige strukturelle Arbeitslosenquote zurückzu
führen, womit der Rückgang der durchschnittlichen Arbeitszeit mehr als ausgegli
chen wird. 

Im Lauf des Jahres 2023 haben die Verschärfung der Finanzierungsbedingungen, die 
schwache Konjunktur und die hohe wirtschafts- und geopolitisch Unsicherheit die 
Investitionen belastet. Im Ergebnis wurden die Ausrüstungsinvestitionen kaum aus
geweitet, und die Bauinvestitionen brachen ein. Damit gingen die gesamten Brutto
anlageinvestitionen um 1,3 % zurück, nachdem sie bereits im Jahr davor stagniert 
hatten. Auf den Kapitalstock schlägt die Investitionsschwäche nicht voll durch, da die 
jährlichen Investitionen nur einen kleinen Teil des Kapitalbestands ausmachen. So
lange die Bruttoanlageinvestitionen größer als die Abschreibungen sind, wächst der 
Kapitalstock, bei schwacher Investitionstätigkeit aber nur wenig. Da die Belastungs
faktoren im Prognosezeitraum nur allmählich abnehmen dürften, wird der Kapital
stock bis 2028 voraussichtlich nur um 1,1 % pro Jahr ausgeweitet. 

Der technische Fortschritt hat sich in Österreich, wie in vielen anderen Industrielän
dern, deutlich abgeschwächt. Seit dem Jahr 2012 hat er kaum mehr als stagniert. Die 
aktuelle Investitionsschwäche dürfte zusätzlich Spuren beim technischen Fortschritt 
hinterlassen, denn mit der Installation neuer Anlagen sind üblicherweise technologi
sche Weiterentwicklungen verbunden. Der Digitalisierungsschub, nicht zuletzt in
folge der Coronapandemie, dürfte die Produktivitätsentwicklung in den kommenden 
Jahren hingegen stützen. Das IHS schätzt, dass sich das Wachstum des trendmäßigen 
technischen Fortschritts von gegenwärtig 0,1 % bis zum Jahr 2028 auf 0,4 % beschleu
nigen wird. Damit sollte der technische Fortschritt im Zeitraum 2024 bis 2028 um 
0,3 % pro Jahr ausgeweitet werden, nach nur 0,1 % pro Jahr im vorherigen Fünfjah
reszeitraum. 

Auf Basis der beschriebenen Entwicklung der Bestimmungsfaktoren geht das IHS da
von aus, dass das Produktionspotenzial im Jahr 2023 um 1,2 % gestiegen ist. Wegen 
des zurückgehenden Beitrags des Arbeitsvolumens dürfte sich das Wachstum der 
Produktionsmöglichkeiten im Zeitraum 2024 bis 2028 auf 1,0 % pro Jahr abschwä
chen. Wie Abbildung 6 zeigt, dürfte die leichte Beschleunigung des technischen Fort
schritts nicht ausreichen, um den demografisch bedingten Rückgang des Wachs
tumsbeitrags des Arbeitsvolumens auszugleichen. Der Beitrag des Kapitalstands wird 
wohl in etwa gleich hoch bleiben. 
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Abbildung 6: Produktionspotenzial und seine Determinanten 
in Prozent bzw. Prozentpunkten 

 
Quelle: Eigene Schätzungen und Berechnungen, ab 2024 Prognose des IHS 

Die Rezession infolge der Energiepreiskrise hat dazu geführt, dass im Jahr 2023 den 
IHS-Schätzungen zufolge das Bruttoinlandsprodukt um ½ % unter den Produktions
möglichkeiten lag (Abbildung 7). Wegen der schwachen Konjunktur dürfte die Unter
auslastung im laufenden Jahr noch weiter auf rund 1 % zulegen. Erst mit der erwar
teten wirtschaftlichen Belebung ab 2025 werden die Produktionskapazitäten wieder 
stärker ausgelastet. Aufgrund der verschlechterten preislichen Wettbewerbsfähigkeit 
dürfte die Produktionslücke aber auch im Jahr 2028 nicht vollständig geschlossen 
sein. 
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Abbildung 7: Produktionslücke 
Abweichung des realen Bruttoinlandsprodukts vom Produktionspotenzial in Prozent des 
Produktionspotenzials 

 

Quelle: Eigene Schätzungen und Berechnungen, ab 2024 Prognose des IHS. 
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3 Das außenwirtschaftliche Umfeld 

3.1 Überblick 
Die weltweite Wirtschaftsleistung ist im Durchschnitt der vergangenen fünf Jahre um 
2,5 % pro Jahr gestiegen. Dabei belief sich das Wachstum in den fortgeschrittenen 
Volkswirtschaften auf 1,5 % und in den Entwicklungs- und Schwellenländern auf 
3,4 % pro Jahr. Der Fünfjahresdurchschnitt ist durch die Coronapandemie und die 
Folgen der europäischen Energiepreiskrise geprägt. Sowohl in den fortgeschrittenen 
Volkswirtschaften als auch in den Schwellen- und Entwicklungsländern wurde der 
pandemiebedingte Einbruch des Bruttoinlandsprodukts aus dem Jahr 2020 bereits 
im folgenden Jahr mehr als wettgemacht. Unter den Schwellenländern wächst die 
Wirtschaft Indiens besonders kräftig, zuletzt mit 7,0 % bzw. 7,8 % in den beiden ver
gangenen Jahren. Besonders ungünstig ist hingegen die Entwicklung in Argentinien, 
wo die Wirtschaftsleistung im Durchschnitt der vergangenen fünf Jahre nur um 0,2 % 
stieg und im Jahr 2023 um 1,6 % sank. 

Das Volumen des globalen Warenhandels nahm im Zeitraum 2019 bis 2023 um 0,8 % 
pro Jahr zu. Schon seit einiger Zeit hat sich der Welthandel von der weltweiten Wirt
schaftsleistung entkoppelt. So ging der Welthandel im Jahr 2023 um knapp 2 % zu
rück, während das Welt-BIP um rund 3 % expandierte. Diese Entkoppelung ist einer
seits den Folgen der Coronapandemie, andererseits längerfristigen Strukturverschie
bungen geschuldet. Zu Beginn der Pandemie brachen die Produktion im Verarbei
tenden Gewerbe und mit ihr der Warenhandel ein. Später wurde die Aktivität bei den 
personenbezogenen Dienstleitungen durch Einschränkungen des öffentlichen Le
bens behindert, sodass sich die Nachfrage hin zu Waren verschob. Der Beitrag der 
Industrie zum weltwirtschaftlichen Produktionszuwachs stieg, und der Warenhandel 
erhielt einen Schub. Ab dem Jahr 2022 nahmen diese pandemiebedingten Effekte ab, 
und dann kamen noch die Folgen der Zinsanhebungen für die Nachfrage nach Inves
titionsgütern hinzu. Dies belastete die Industrieproduktion und den Warenhandel. 

Der Welthandel wächst aber nicht erst seit der Pandemie, sondern bereits seit den 
2010er Jahren schwächer als die Weltwirtschaftsleistung. Eine wesentliche Rolle 
spielte dabei die steigende Bedeutung des Dienstleistungssektors, mittlerweile auch 
in vielen Schwellenländern. Eine trendmäßige Abschwächung des Zusammenhangs 
zeigt sich allerdings auch zwischen Warenhandel und Industrieproduktion. Diese Ver
schiebung ist zum Teil auf eine verringerte Handelsintensität der chinesischen Pro
duktion zurückzuführen. Dies ist vor allem das Resultat eines wirtschaftlichen und 
technologischen Entwicklungsprozesses, in dem die Inlandsnachfrage gegenüber Ex
porten an Gewicht gewinnt und immer größere Teile des eigenen Bedarfes an 
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höherwertigen Produkten selbst hergestellt werden. Gefördert wurde dies auch 
durch eine wirtschaftspolitische Strategie. Dass der Welthandel schon seit einigen 
Jahren deutlich verlangsamt expandiert, erklärt sich auch aus zunehmenden Han
delskonflikten und protektionistischen Tendenzen. Die strukturellen Trends werden 
sich in den kommenden Jahren wohl fortsetzen. Es ist zu erwarten, dass die Wert
schöpfungstiefe der chinesischen Produktion weiter steigt und Importe zunehmend 
durch heimische Erzeugnisse ersetzt werden. Ein Ende der handelspolitischen Ausei
nandersetzungen ist ebenfalls nicht in Sicht. Das Streben nach Versorgungssicherheit 
als Reaktion auf die pandemiebedingten Lieferengpässe und die zunehmenden geo
politischen Spannungen dürften zusätzlich dazu beitragen, dass das Welthandels
wachstum nachhaltig gedämpft bleibt. Daher erwartet das IHS, dass der Welthandel 
bis 2028 um 2,4 % pro Jahr zunehmen wird. 

Die Weltwirtschaft expandiert bis 2028 voraussichtlich weiter moderat. Das Wachs
tumstempo dürfte zwar im laufenden Jahr höher als im vergangenen Jahr sein, sich 
dann aber wieder etwas verlangsamen und damit niedriger bleiben als im Trend der 
Jahre vor der Coronapandemie. In den meisten fortgeschrittenen Volkswirtschaften 
wird das mittelfristige Wachstum durch die Alterung der Bevölkerung gedämpft; be
reits heute ist die Knappheit insbesondere von Fachkräften in vielen Ländern ein 
Wachstumshemmnis. Zudem kommt Gegenwind von den zunehmenden Handels
schranken und den Bemühungen, die Versorgungssicherheit zu erhöhen und die An
fälligkeit der stark fragmentierten globalen Lieferketten für Lieferengpässe zu verrin
gern. All dies geht auch auf Kosten der Produktivität und verringert letztlich das 
Wachstum. Auch in den Schwellenländern wird das Wachstum durch geopolitische 
Spannungen gedämpft. Darunter dürften etwa Direktinvestitionen und ein damit ver
bundener Technologietransfer nach China leiden. Bremsend wirken zunehmend 
auch demografische Faktoren, da die geringen Geburtenraten der vergangenen Jahr
zehnte zu einem allmählich schrumpfenden Arbeitskräftepotenzial führen. Das nach
lassende Wachstum in China wird wohl nur zum Teil durch ein kräftigeres Wachstum 
in Entwicklungs- und Schwellenländern mit günstigeren demografischen Profilen 
kompensiert. Das größte Gegengewicht dürfte Indien bleiben. Alles in allem dürfte 
die globale Wirtschaftsleistung bis 2028 um 3,0 % pro Jahr zunehmen. 

Der Erdölpreis unterlag in den vergangenen Jahren starken Schwankungen. Er er
reichte, gemessen an Tagesdurchschnitten, während der Coronapandemie mit 
16,5 US-Dollar je Barrel Brent im April 2020 sein Minimum und im März 2022 mit 
128,2 US-Dollar sein Maximum innerhalb des Zeitraums 2019 bis 2023. Im Durch
schnitt belief er sich auf rund 72 US-Dollar je Barrel. Für den Prognosezeitraum wird 
angenommen, dass der Ölpreis im Zeitraum 2026 bis 2028 auf dem Niveau bleibt, 
das auf Basis von Terminmarktnotierungen für das Ende der Kurzfristprognose, also 
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für 2025, angenommen wurde. Für den Zeitraum 2024 bis 2028 ergibt sich aus diesen 
Setzungen ein durchschnittlicher Ölpreis von 75 US-Dollar je Barrel. Für den Gaspreis 
wird angenommen, dass er aufgrund des zunehmenden Einsatzes von verflüssigtem 
Erdgas statt des durch Pipelines transportierten Erdgases höher bleiben wird als vor 
Beginn des russischen Kriegs gegen die Ukraine. Für die übrigen Rohstoffpreise wird 
unterstellt, dass sie im Prognosezeitraum konstant bleiben. 

Der durchschnittliche Wechselkurs zwischen dem Euro und dem US-Dollar betrug in 
den vergangenen fünf Jahren 1,11 USD/EUR. Zu Jahresbeginn 2019 betrug der Wech
selkurs 1,14 USD/EUR, Ende 2023 belief er sich auf 1,10 USD/EUR. Innerhalb des Fünf
jahreszeitraums schwankte er zwischen 0,96 USD/EUR Ende September 2022 und 
1,23 USD/EUR Ende 2020. Für den Prognosezeitraum wird angenommen, dass der 
Wechselkurs bis 2028 durchschnittlich 1,08 USD/EUR beträgt. 

Risiken für die Weltwirtschaft gehen unter anderem von der Geldpolitik aus. Möglich
erweise ist die volle Wirkung der Zinsanhebungen noch nicht eingetreten, und die 
veränderten Finanzierungskalküle schlagen sich erst mit größerer Verzögerung in 
den Ausgaben für Investitionsgüter und langlebige Konsumgüter nieder. Auf der an
deren Seite ist die Kerninflation in vielen Ländern noch immer recht hoch, sodass die 
Geldpolitik eventuell später als geplant gelockert oder sogar wieder gestrafft werden 
muss. Mittelfristig könnte auch die hohe öffentliche Verschuldung in vielen Ländern 
die Konjunktur belasten, weil die Budgets konsolidiert werden müssen oder an den 
Finanzmärkten die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen in Zweifel gezogen wird. 
Geopolitische Risiken ergeben sich aus den wieder stärker in den Vordergrund getre
tenen Differenzen zwischen China und den USA, die weit über handelspolitische Fra
gen hinausgehen. Auch zwischen der EU und China sind die Spannungen größer ge
worden. Darüber hinaus sind die Unsicherheiten im Zusammenhang mit den Kriegen 
im Nahen Osten und in der Ukraine weiterhin hoch. 

3.2 Länder und Regionen 
Im Euroraum nahm die Wirtschaftsleistung zwischen 2019 und 2023 um durch
schnittlich 1,0 % pro Jahr zu. Unter den Mitgliedstaaten wurde in Deutschland und in 
Finnland mit jeweils 0,4 % das niedrigste, in Irland mit 6,5 % das höchste Durch
schnittswachstum erreicht. Von den nach Deutschland drei größten Volkswirtschaf
ten erreichten Italien 0,8 % sowie Frankreich und Spanien jeweils 0,9 % Wachstum 
pro Jahr. Im Euroraum insgesamt wurden die wirtschaftlichen Einbußen durch die 
Coronapandemie bereits im folgenden Jahr nahezu vollständig aufgeholt. Einem Ein
bruch der Wirtschaftsleistung im Jahr 2020 um gut 6 % folgte im Jahr 2021 ein Anstieg 
um knapp 6 %. Infolge der Energiepreiskrise und der kräftigen geldpolitischen 
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Straffung hat sich dann im Jahr 2023 die Konjunktur deutlich abgekühlt. Verwen
dungsseitig entfaltete im Durchschnitt des vergangenen Fünfjahreszeitraums der Au
ßenhandel mit Dienstleistungen die stärkste Dynamik. Die Ausfuhren nahmen um 
3,4 %, die Einfuhren um 4,0 % pro Jahr zu. Beim Warenhandel erreichten sowohl die 
Exporte als auch die Importe ein durchschnittliches Wachstum von 1,6 % pro Jahr. 
Trotz der Abschwächung im Zusammenhang mit der konjunkturellen Eintrübung und 
den gestiegenen Finanzierungskosten im Jahr 2023 erzielten die Bruttoanlageinves
titionen ein Wachstum von 1,5 % pro Jahr. Die geringste Expansion verzeichnete der 
private Konsum mit 0,5 % pro Jahr. Hier machten sich der Einbruch im ersten 
Coronajahr 2020 und die Belastungen infolge der hohen Inflation sowie der Unsi
cherheit im Jahr 2023 bemerkbar. 

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat sich weiter verbessert. Die saisonbereinigte Ar
beitslosenquote ging von 7,8 % im Jänner 2019 auf 6,5 % im Dezember 2023 zurück. 
In jahresdurchschnittlicher Betrachtung stieg sie nur im von der Coronapandemie 
geprägten Jahr 2020 von 7,6 % auf 8,0 %. Anschließend ging sie aber beinahe ebenso 
rasch wieder zurück. Der rückläufige Trend setzte sich im Jahr 2023 und in den ersten 
Monaten des Jahre 2024 trotz der konjunkturellen Belastungen fort. Im Durchschnitt 
des Zeitraums 2019 bis 2023 belief sich die Arbeitslosenquote auf 7,4 %. Spiegelbild
lich stieg die Beschäftigung weiter, und zwar im Durchschnitt des zurückliegenden 
Fünfjahreszeitraums um 1,0 % pro Jahr. Der Rückgang der Beschäftigung im Jahr 
2020 wurde im folgenden Jahr bereits wieder wettgemacht. Die Arbeitszeit entwi
ckelte sich etwas schwächer als die Zahl der Beschäftigten. Im Durchschnitt der letz
ten fünf Jahre stieg das Arbeitsvolumen in Stunden um 0,6 % pro Jahr. Hier macht 
sich zum einen die Kurzarbeit während der Coronapandemie bemerkbar. So ging im 
Jahr 2020 das Arbeitsvolumen um 8,3 % zurück und stieg im Jahr 2021 nur um 5,8 %. 
Neben diesen vorübergehenden Effekten sinkt auch im Trend die durchschnittliche 
Arbeitszeit, was wohl auf eine zunehmende Bedeutung der Teilzeit zurückzuführen 
ist. 

Die Inflationsrate lag im Durchschnitt des Zeitraums 2019 bis 2023 bei 3,6 % und da
mit deutlich über dem Inflationsziel der EZB von knapp unter 2 %. Dabei war die In
flation im Jahresdurchschnitt 2020 mit 0,2 % nur knapp positiv und in einigen Mona
ten des Jahres sogar negativ. Anschließend hat sich die Teuerung mit der Erholung 
von der Pandemie, den Verwerfungen in den globalen Lieferketten und vor allem we
gen des sprunghaften Anstiegs der Energiepreise im Zusammenhang mit dem russi
schen Krieg gegen die Ukraine stark beschleunigt. Der Inflationshöhepunkt wurde im 
Oktober 2022 mit 10,6 % erreicht. In jahresdurchschnittlicher Betrachtung wurde das 
Maximum im Jahr 2022 mit 8,4 % erreicht, was in erster Linie der Energiepreiskom
ponente im HVPI geschuldet war, die um 37 % zulegte. Mit der Entspannung auf den 
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Energiemärkten sank die Inflation markant. Ende 2023 war sie noch rund einen hal
ben Prozentpunkt über dem Zielwert. Allerdings hat sich der Rückgang der Inflation 
wegen hartnäckiger Preissteigerungen in vielen Dienstleistungsbereichen verlang
samt. 

Im Zeitraum 2024 bis 2028 dürfte die gesamtwirtschaftliche Produktion im Euroraum 
um 1,2 % pro Jahr zunehmen (Tabelle 2). Mit der weiter zurückgehenden Inflation 
werden die Realeinkommen gestärkt, was den privaten Konsum stützt. Außerdem 
dürften die Zinsen weiter gesenkt werden, was sich zusammen mit einer kräftigeren 
Weltkonjunktur positiv auf die Investitionen auswirken dürfte. Die hartnäckige Kern
inflation führt aber dazu, dass die Verbesserung der Finanzierungsbedingungen nur 
graduell einsetzen dürfte. Von der Finanzpolitik sind keine positiven Impulse zu er
warten. In vielen Mitgliedstaaten sind im Zuge der Coronapandemie und der Ener
giepreiskrise die öffentlichen Defizite und Schuldenstände stark gestiegen, sodass 
Konsolidierungen notwendig sind. Dem wirkt entgegen, dass die Mitgliedstaaten 
Transfers aus dem NextGenerationEU-Programm erhalten. Mit der konjunkturellen 
Besserung dürfte die Arbeitslosigkeit weiter sinken, wobei Arbeitskräfteknappheiten 
zunehmend das Wachstum bremsen. 

Tabelle 2: Wirtschaftliche Eckdaten für den Euroraum in Prozent 

 2019–2023 2024–2028 

BIP-Veränderung 1,0 1,2 

Arbeitslosenquote 7,4 6,3 

Inflation HVPI 3,5 2,2 

Quelle: Eurostat, ab 2024 Prognose des IHS 

Die Vereinigten Staaten verzeichneten nach der Coronapandemie einen kräftigen 
Aufschwung und befinden sich seither auf einem robusten Wachstumspfad. Die Wirt
schaftsleistung stieg im Zeitraum 2019 bis 2023 durchschnittlich um 2,1 % pro Jahr. 
Das Wachstum entsprach damit dem langfristigen Trend. Im laufenden Jahr dürfte 
sich die solide Konjunktur mit einem Wachstum von 2,3 % fortsetzen. Aktuell liegt die 
Arbeitslosenquote bei rund 4 % und damit etwas unter den Schätzungen der natür
lichen Arbeitslosenquote, was auf einen angespannten Arbeitsmarkt hinweist. Nach 
der Pandemiebekämpfung umfasste die Wirtschaftspolitik einen mittelfristigen Plan 
zur Stärkung der Infrastruktur, ein umfangreiches sozialpolitisches Programm und 
Maßnahmen gegen den Klimawandel. Der Inflation Reduction Act sieht Investitionen 
in grüne Energie und die Förderung heimischer Unternehmen und Innovationen bei 
umweltfreundlichen Technologien vor. Die Investitionen fördern zwar das Wachs
tum, allerdings werden die öffentlichen Finanzen belastet. 
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Die Inflationsrate lag seit Jahresbeginn kontinuierlich über 3 %, weshalb die Fed einen 
restriktiven geldpolitischen Kurs beibehielt. Die Bandbreite für den Leitzinssatz liegt 
seit Juli 2023 unverändert zwischen 5,25 % und 5,5 %. Die Notenbank reduziert wei
terhin ihre Bestände an Staats- und Hypothekaranleihen. Der Offenmarktausschuss 
erwartet einen weiteren Rückgang der Inflation und eine graduelle Lockerung der 
Geldpolitik. Das langfristige Niveau des Leitzinssatzes sehen die Mitglieder des Of
fenmarktausschusses bei 2,8 %. Das Congressional Budget Office schätzt das Poten
zialwachstum auf 2,1 %. Das IHS geht davon aus, dass sich eine solide Expansion der 
Wirtschaft fortsetzt, allerdings ist die Entwicklung mit Unsicherheit durch die bevor
stehenden Präsidentschaftswahlen behaftet. Es könnte etwa zu einer erneuten Eska
lation des Handelskonflikts mit China kommen. Es wird ein durchschnittliches BIP-
Wachstum zwischen 2024 und 2028 von 1,9 % erwartet. 

In Japan ist die Wirtschaft in den vergangenen fünf Jahren um durchschnittlich 0,2 % 
gewachsen. Nach den Rückgängen in den Jahren 2019 und 2020 erholte sich die Wirt
schaftsleistung in den folgenden Jahren. Der positive Trend setzte sich im Jahr 2023 
mit einem BIP-Wachstum von 1,9 % fort. Für die Entwicklung im Prognosezeitraum 
stellt die seit dem Jahr 2010 stark schrumpfende Bevölkerung ein Hemmnis dar. Ja
pan hat die zweitälteste Bevölkerung der Welt, die aufgrund niedriger Geburtenraten 
voraussichtlich weiter abnehmen wird.  

Im Prognosezeitraum dürfte das BIP um durchschnittlich 0,7 % pro Jahr wachsen. Im 
November 2023 hat die Regierung ein umfangreiches Konjunkturpaket in Höhe von 
rund 106 Mrd. Euro beschlossen. Dabei sollen Steuersenkungen und Investitionsan
reize für Unternehmen neue Impulse für die Wirtschaft auslösen. Für private Haus
halte sind Einkommenssteuersenkungen sowie die Verlängerung der Benzin- und 
Strompreisbremse vorgesehen. Die expansive Finanz- und Geldpolitik dürfte die Bin
nennachfrage unterstützen. Die niedrigen Zinssätze können auch die Auswirkungen 
der hohen Staatsverschuldung abfedern. Obwohl Japan gemessen am BIP die 
höchste Staatsverschuldung unter den Industrieländern hat, wird das Risiko für die 
Haushaltsstabilität dadurch gemildert, dass die Schulden größtenteils in Yen deno
miniert sind und von lokalen Institutionen gehalten werden. 

Darüber hinaus plant die Regierung zusätzliche Maßnahmen, um die niedrige Frau
enerwerbsquote zu verbessern und die Investitionen in Digitalisierung und umwelt
freundliche Industrien zu steigern. Aufgrund gestiegener geopolitischer Risiken ist 
eine Erhöhung der Verteidigungsausgaben vorgesehen. Eine steigende Auslands
nachfrage, vor allem aus den USA, China und anderen asiatischen Ländern, dürfte in 
den nächsten Jahren die Exporte beleben und das BIP-Wachstum unterstützen. 
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Die Wirtschaft der Volksrepublik China ist in den vergangenen fünf Jahren um 
durchschnittlich 4,9 % gewachsen. Nach der pandemiebedingten Schwächephase im 
Jahr 2020 erholte sich das BIP im Jahr 2021 in Folge einer Belebung des privaten Kon
sums und einer starken Exportnachfrage. Dabei profitierte die chinesische Wirtschaft 
vom globalen Aufschwung in der Industrie besonders stark. Im Jahr 2022 wurde das 
Wirtschaftswachstum jedoch durch die Verschärfung der Coronasituation, eine nach
lassende Dynamik in der Industrieproduktion und ungelöste Probleme im Immobili
ensektor gebremst. In den letzten Jahren strebte China eine Transformation seines 
Wirtschaftsmodells von einer export- und investitionsgetriebenen Wirtschaft hin zu 
einer stärker konsumgetriebenen Wirtschaft an. Dies führte zu einer deutlichen Ab
schwächung des Investitionswachstums. 

Im Prognosezeitraum wird sich das Wachstum weiter verlangsamen. Der BIP-Anstieg 
dürfte im Zeitraum 2024 bis 2028 durchschnittlich 4,0 % betragen. China steht vor 
zahlreichen wirtschaftlichen Herausforderungen, darunter eine schrumpfende Be
völkerung im erwerbsfähigen Alter und sinkende Produktivität, Umweltverschmut
zung, ein angeschlagener Immobiliensektor und Schuldenprobleme in Unterneh
mens- und Kommunalsektoren. Verschärfte US-Sanktionen belasten den Handel und 
haben einige Unternehmen dazu gebracht, ihre Produktion aus China zu verlagern. 
Zugleich sind die Fortschritte bei den eingeleiteten Reformen ins Stocken geraten, 
und die Wirtschaft wird stärker staatlich gelenkt. Zudem stellen hoch verschuldete 
Immobilienunternehmen ein Stabilitätsrisiko dar. 

Die Entwicklungsstrategie der Regierung für die nächsten Jahre sieht die Umstellung 
von der Schwerindustrie auf Konsum und Dienstleistungen sowie das Erreichen tech
nologischer Unabhängigkeit vor. Weitere Punkte umfassen die Verbesserung und 
Ausweitung öffentlicher Dienstleistungen und sozialer Sicherheitsnetze, den Abbau 
hoher Jugendarbeitslosigkeit und die Arbeitslosigkeit unter Binnenmigrant:innen so
wie die Beseitigung interner Handelsschranken. Zudem wird eine Umstellung der 
Wirtschaft auf nachhaltiges grünes Wachstum notwendig sein, um die Auswirkungen 
der Klimakrise zu bewältigen. 

Die Wirtschaftsleistung Deutschlands ist im Zeitraum 2019 bis 2023 durchschnittlich 
um 0,4 % pro Jahr gestiegen. Die vergangenen fünf Jahre waren zunächst von der 
Coronapandemie und ab 2022 vom russischen Überfall auf die Ukraine und der nach
folgenden Energiepreiskrise gekennzeichnet. Als Reaktion auf den sprunghaften An
stieg der Inflation beendete die EZB die jahrelange Nullzinspolitik, was zusätzlich zur 
Konjunkturschwäche sowie den geopolitischen und wirtschaftlichen Unsicherheiten 
die Investitionen belastete. Zu den Unsicherheiten hatten auch Unklarheiten hin
sichtlich des wirtschaftspolitischen Kurses beigetragen. Infolge der hohen Inflation 
und der Unsicherheiten stagnierte der private Konsum im Durchschnitt der 
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vergangenen fünf Jahre. Die Bruttoanlageinvestitionen gingen sogar um 0,3 % pro 
Jahr zurück, was gleichermaßen auf die Ausrüstungs- und die Bauinvestitionen zu
rückzuführen ist. Im Außenhandel war der Dienstleistungshandel dynamischer als 
der Warenhandel. Die Warenexporte stiegen nur um 0,5 %, die Warenimporte um 
0,7 % pro Jahr. 

Der Arbeitsmarkt war trotz des mäßigen Wirtschaftswachstums robust. Die Arbeits
losenquote erreichte im Durchschnitt des Fünfjahreszeitraums 5,5 %. Sie war damit 
um einen halben Prozentpunkt höher als im vorherigen Fünfjahreszeitraum. Wegen 
der Konjunkturschwäche steigt die Arbeitslosigkeit seit Mitte 2022, nachdem sie zu
vor im Zuge der Erholung von der Pandemie bis auf 5,0 % gesunken war. Wegen des 
starken Energiepreisanstiegs in den Jahren 2021 und 2022 erreichte die HVPI-Infla
tion im Durchschnitt der vergangenen fünf Jahre 3,9 %. Der Inflationshöhepunkt 
wurde im Herbst 2022 überschritten. 

Mittelfristig wird das Wirtschaftswachstum in Deutschland durch die abnehmende 
Zahl der Personen im erwerbsfähigen Alter begrenzt. Die Beschäftigung wird nach 
dem pandemiebedingten Rückgang und der infolge der Energiekrise gedämpften Er
holung im Projektionszeitraum bei steigender Erwerbsbeteiligung wieder ausgewei
tet. Aufgrund der schwachen demografischen Entwicklung bleibt dieser Beschäfti
gungsaufbau jedoch hinter dem der vergangenen Jahre zurück und verlangsamt sich 
im Zeitablauf deutlich. Die Exporte werden bei einem lediglich moderat zunehmen
den Welthandel wohl eine verhaltene Dynamik entfalten. Die Investitionen sollten 
sich mit abnehmender Unsicherheit und sinkenden Finanzierungskosten allmählich 
beleben, und auch der private Konsum dürfte mit dem stabileren Preisniveau zur 
Expansion beitragen. Alles in allem schätzt das IHS, dass das Bruttoinlandsprodukt 
bis 2028 um 0,9 % pro Jahr steigt. 

Italien befand sich vor der Coronakrise auf einem moderaten, durch geringes Pro
duktivitätswachstum geprägten Wachstumspfad. Zwischen 2019 und 2023 betrug 
das Wirtschaftswachstum im Durchschnitt 0,8 %. Der Aufschwung nach der 
Coronakrise verlief für die schwer durch die Pandemie getroffene Volkswirtschaft zu
nächst dynamisch, schwächte sich aber im vergangenen Jahr ab. Mit einem Wachs
tum von 0,9 % im laufenden Jahr setzt sich die moderate Expansion fort. Am Arbeits
markt wurde im Mai ein Rekordniveau von knapp 24 Millionen Beschäftigten regis
triert. Die Arbeitslosenquote lag mit 6,8 % auf einem historisch niedrigen Niveau. Ein 
wichtiger Wachstumstreiber blieb der Fremdenverkehr, der mittlerweile die Rekord
stände aus dem Vorkrisenjahr 2019 übertrifft. 

Im vergangenen Jahr belasteten vor allem die auslaufenden, großzügigen Steuergut
schriften zur thermischen Gebäudesanierung (Superbonus) die öffentlichen Finan-
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zen. Das Defizit fiel mit 7,4 % daher hoch aus, sollte aber ab dem laufenden Jahr zu
rückgehen. Die Maastricht-Defizitgrenze von 3 % wird aber voraussichtlich weiterhin 
verletzt und die Staatschuldenquote lag im Jahr 2023 mit knapp 140 % weit über der 
Maastrichtgrenze von 60 %. Die EU hat daher ein Defizitverfahren eingeleitet und ei
nen den neuen EU-Fiskalregeln entsprechenden mittelfristigen Budgetanpassungs
pfad eingefordert. Die Risikoaufschläge auf italienische Staatsanleihen lagen bislang 
aber unter den Höchstständen vergangener Krisen.  

Im Rahmen der mittelfristigen finanzpolitischen Pläne spielen nicht nur die Budget
konsolidierung eine wichtige Rolle, sondern auch Strukturreformen und Investitio
nen. Von der weiteren Umsetzung der Maßnahmen des nationalen Wiederaufbau
plans wird auch das langfristige Wachstum abhängen. Mit dem Wiederaufbauplan 
sind Investitionen verbunden, die durch NextGenerationEU-Mittel finanziert werden, 
wovon mit Ende 2023 102,5 Milliarden Euro abgerufen worden waren. Für den Zeit
raum 2024 bis 2028 geht das Institut von einem durchschnittlichem jährlichen BIP-
Wachstum von 1,0 % aus. 

Frankreichs Wirtschaftswachstum betrug zwischen 2019 und 2023 im Durchschnitt 
0,9 % pro Jahr. Vor dem Ausbruch der Coronakrise betrug das BIP-Wachstum im 
Durchschnitt 2,0 % (2017–2019) und lag damit über dem Potenzialwachstum. Im Ver
lauf des letzten Jahres hat die Konjunktur mit einem BIP-Anstiegs von 1,1 % zuneh
mend an Dynamik eingebüßt. Mit 0,8 % wird die Wirtschaft im laufenden Jahr mode
rat expandieren. Die Arbeitslosenquote fiel nach der Pandemie auf ein historisch 
niedriges Niveau. Ende 2022 erreichte sie mit 7,1 % den Tiefpunkt und seitdem ist sie 
nur leicht angestiegen (7,4 % im Mai). Sowohl die Beschäftigung als auch die geleis
teten Arbeitsstunden wurden nach der Pandemie stark ausgeweitet und sind in den 
vergangenen fünf Jahren um rund 5 % gewachsen. Im Durchschnitt des Zeitraums 
2019 bis 2023 stiegen die Verbraucherpreise um 2,7 %. Den Höchststand hatte die 
Inflationsrate im Februar 2023 bei 6,3 % erreicht, danach ging sie stetig zurück und 
lag zuletzt bei 2,1 % (Juni 2024). 

Nach den Parlamentswahlen ist der Kurs der zukünftigen Wirtschaftspolitik unge
wiss. Die erhöhte Unsicherheit führte zu einer zumindest vorübergehenden Auswei
tung des Risikoaufschlags auf französische Staatsanleihen. Die Europäische Kommis
sion hat unter den neuen Fiskalregeln ein Defizitverfahren eröffnet. Im Jahr 2023 lag 
das Budgetdefizit bei 5,5 %. Auslaufende Inflationsausgleichsmaßnahmen und gene
relle Ausgabenkürzungen entlasten das Budget ab 2024, was allerdings durch höhere 
Zinsausgaben kompensiert wird. Die Stimmung unter den Haushalten und Unterneh
men blieb zuletzt verhalten. Unternehmen beklagten vor allem die schwache Auf
tragslage. Gemäß der Sommer-Prognose geht das Institut im laufenden und im kom
menden Jahr mit BIP-Wachstumsraten von 0,8 % und 1,3 % von einer Fortsetzung 
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eines verhaltenen Wachstumspfads aus. Mittelfristig sollten angebotsseitige Maß
nahmen im Rahmen des Wiederaufbauplans, welcher sich auf ein Volumen von 100 
Milliarden Euro beläuft (davon 40 Mrd. Euro von der EU), einen positiven Effekt auf 
das Potenzialwachstum entfalten. Im gesamten Prognosezeitraum wird ein durch
schnittliches jährliches BIP-Wachstum von 1,3 % erwartet. 

Die Wirtschaftsleistung im Vereinigten Königreich verzeichnete in den vergangenen 
fünf Jahren einen durchschnittlichen Anstieg um 0,7 % pro Jahr. Die Konjunktur wies 
damit eine im Vergleich zu den anderen großen Industrieländern moderate Dynamik 
auf. Insbesondere der Brexit und seine Folgen haben das Wachstum merklich ver
langsamt. Im Coronajahr 2020 hat die Regierung erst spät Maßnahmen zur Eindäm
mung der Krise ergriffen und musste einen im internationalen Vergleich starken Wirt
schaftseinbruch von 10,4 % hinnehmen. Die Inflation betrug in den vergangenen fünf 
Jahren durchschnittlich 4,3 % und der Leitzins der Bank of England war zunächst 
niedrig (0,75 %), wurde seit Ende 2021 aber kräftig angehoben und liegt gegenwärtig 
bei 5,25 %. Seit ihrem Höchstwert von 11,1 % im Oktober 2022 ist die Inflation deut
lich zurückgegangen und betrug zuletzt 2,0 %. Damit wird bald mit der ersten Leit
zinssenkung der Bank of England gerechnet. 

Im Juli 2024 hat die Labour-Partei bei der Parlamentswahl einen deutlichen Sieg er
rungen und löste damit die konservative Partei ab, die 14 Jahre lang regierte. Die 
neue Regierung will enger mit der Europäischen Union zusammenarbeiten, eine Ab
kehr vom Brexit wurde allerdings ausgeschlossen. Die größten Herausforderungen 
an die Politik stellen das öffentliche Gesundheitssystem, die Wohnungsnot und die 
Infrastruktur bei einer enorm hohen öffentlichen Verschuldung dar. Im Mai hat die 
Schuldenquote zum ersten Mal seit 1961 die Grenze von 100 % überschritten. Unter
stützend für das künftige Wachstum dürfte die erwartete Lockerung der Geldpolitik 
wirken. Die Bank of England wird voraussichtlich im August beginnen, den Leitzins zu 
senken. Im Prognosezeitraum dürfte die Wirtschaft im laufenden Jahr nur schwach 
wachsen und anschließend moderate Wachstumsraten verzeichnen. Insgesamt 
sollte die Wirtschaft in der Prognoseperiode um durchschnittlich 1,4 % pro Jahr wach
sen. 

In den Jahren 2019 bis 2023 wuchs die Wirtschaft der Schweiz um durchschnittlich 
1,5 % pro Jahr, wobei die Coronakrise mit einem BIP-Rückgang von 2,3 % im Jahr 2020 
relativ gut gemeistert wurde. Dafür war hauptsächlich der positive Beitrag des Au
ßenhandels verantwortlich, insbesondere die starken Exporte von chemischen und 
pharmazeutischen Produkten. Die Schweizerische Nationalbank (SNB) dürfte mit ih
ren Interventionen am Devisenmarkt dafür verantwortlich sein, dass der Franken im 
Zuge der Coronakrise nicht stärker aufgewertet hat. Die Inflation war in der vergan
genen Fünfjahresperiode mit 1,0 % relativ nieder. Sie hat im Jahr 2022 deutlich 
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angezogen, geht seit März 2023 zurück und betrug zuletzt 1,3 %. Der Leitzins der SNB 
war bis September 2022 negativ, wurde dann bis auf ein Niveau von 1,75 % angeho
ben und wurde seit März 2024 bereits zwei Mal gesenkt. Momentan liegt der Leitzins
satz bei 1,25 %. 

Das Wachstum dürfte in den kommenden Jahren von einer Erholung der internatio
nalen Wirtschaftsentwicklung und einem Erstarken der globalen Nachfrage geprägt 
sein. Damit sollten sowohl die Exporte als auch die Investitionen wieder an Dynamik 
gewinnen. Auch der private Konsum dürfte das Wachstum stützen. Die Produktions
lücke wird voraussichtlich erst zum Ende des Prognosezeitraumes nahezu geschlos
sen sein. Damit sollte die Wirtschaft im Durchschnitt der kommenden fünf Jahre ein 
jährliches Wachstum von 1,5 % erzielen. 

Nach einem BIP-Anstieg um 2,4 % im Durchschnitt der letzten fünf Jahre dürfte sich 
das Wirtschaftswachstum in den nicht dem Euroraum angehörenden mittel- und 
osteuropäische Länder der Europäischen Union (NMS-5) beschleunigen und im 
Durchschnitt der Jahre 2024 bis 2028 3,0 % betragen. Damit beträgt das Wachstums
differenzial gegenüber dem Euroraum 1,8 Prozentpunkte, wodurch die Konvergenz 
weiter voranschreiten sollte. Der Aufholprozess wird durch eine steigende Arbeits
produktivität und die damit verbundene Annäherung des Lohnniveaus an den EU-
Durchschnitt unterstützt. 

Nach dem pandemiebedingten Einbruch der Konjunktur im Jahr 2020 erholte sich 
das BIP aller Länder der Region in den Jahren 2021 und 2022. Im Jahr 2023 stieg die 
Wirtschaftsleistung nur um 0,4 %. Eine schwache Inlandsnachfrage führte zu einer 
Rezession in Ungarn und Tschechien und nahezu einer Stagnation in Polen. In den 
übrigen Ländern hat die wirtschaftliche Produktion nur moderat zugelegt.  

Das Wirtschaftswachstum wird am Anfang des Prognosezeitraums hauptsächlich 
durch den privaten Konsum angetrieben. Die Implementierung von Investitionspro
jekten im Rahmen des NextGenerationEU-Programms sowie des EU-Haushalts 2021 
bis 2027 werden die Wirtschaftsleistung in diesen Ländern unterstützen. Lockerun
gen bei den Finanzierungsbedingungen begünstigen die Investitionen. Mit der Erho
lung der Auslandsnachfrage sollten die Exporte im Prognosezeitraum zunehmen. Al
lerdings werden auch die Importe steigen, da Lagerbestände niedrig sind und Inves
titionen und Konsum eine hohe Importneigung aufweisen. Die Erholung der deut
schen Industrie dürfte das Wachstum in der Region durch Vorleistungsverflechtun
gen stärken. 

Trotz einer Abschwächung bleibt die Inflation auf einem hohen Niveau. Vorüberge
hende Anstiege der Kerninflation, insbesondere bei den Dienstleistungspreisen, wei
sen auf Aufwärtsrisiken hin. Die Beendigung von Maßnahmen gegen hohe Lebens-
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mittel- und Energiepreise dürfte zu einer Erhöhung der Inflation in den nächsten Mo
naten führen. Auch der starke Anstieg der Mindestlöhne und der Pensionen erhöht 
den Preisdruck. 

Aktuell liegen die Leitzinsen deutlich über den erwarteten Inflationsraten, wodurch 
die Realzinsen hoch sind. Nach den schnellen Zinssenkungen in Ungarn, Polen und 
Tschechien in der zweiten Jahreshälfte 2023 hat sich der Spielraum für weitere Zins
senkungen verkleinert und die Zentralbanken haben eine vorsichtigere Haltung ein
genommen. Es wird erwartet, dass die Zinsen länger hoch bleiben werden, was die 
Rentabilität einiger Investitionsprojekte infrage stellt. 

Die allgemeine Ausweichklausel für die EU-Fiskalkriterien, die wegen der Coronapan
demie und des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine fast vier Jahre lang aus
gesetzt war, endete mit dem Jahr 2023. Der neue Stabilitäts- und Wachstumspakt trat 
im April 2024 in Kraft und zielt darauf ab, die hohe Staatsverschuldung deutlich zu 
senken. Im Juni hat die EU-Kommission die Verfahren gegen Ungarn, Polen und die 
Slowakei wegen eines übermäßigen Defizits als gerechtfertigt eingestuft, da diese 
Länder erhebliche Defizite aufweisen und nur unzureichende Maßnahmen zur Kor
rektur geplant sind. Gegen Rumänien ist bereits ein Verfahren anhängig. Tschechien 
und Slowenien entgingen einem solchen Verfahren aufgrund außergewöhnlicher 
bzw. temporärer Umstände. 

Nach dem krisenbedingten kräftigen Anstieg der Haushaltsdefizite und Schulden
quoten dürfte die Fiskalpolitik in den nächsten Jahren in allen Ländern der Region 
gestrafft werden. Hohe Kosten für Inflationsbekämpfung, Energiesubventionen, 
Lohn- und Pensionserhöhungen sowie höhere Schuldendienstkosten belasten die Fi
nanzpolitik zu Beginn des Prognosezeitraums. Die Regierungen kündigten Pläne zur 
Haushaltskonsolidierung mit Maßnahmen sowohl auf der Einnahmen- als auch auf 
der Ausgabenseite an. Die Schuldenquote ist von Land zu Land unterschiedlich hoch. 
Während die Schuldenquoten in Kroatien, Ungarn und Slowenien im Jahr 2023 mehr 
als 60 % des BIP betrugen, lagen sie in Bulgarien, Tschechien, Rumänien und Polen 
mit Werten von unter 50 % des BIP auf moderaten Niveaus. 

Die meisten mittel- und osteuropäischen Länder haben auf den Arbeitskräftemangel 
und die schnell steigenden Löhne mit einer Lockerung der Zuwanderungsbeschrän
kungen reagiert. Hunderttausende ausländische Arbeitskräfte, hauptsächlich aus 
Südostasien, sind bereits in der Landwirtschaft, im Bauwesen, im Freizeitbereich so
wie bei den privaten Haushalten beschäftigt. 

Die Automobilindustrie ist ein wichtiger Wirtschaftszweig in Mittel- und Osteuropa, 
der sich derzeit im Umbruch befindet. Die Umstellung auf Elektromobilität, Digitali
sierung und automatisiertes Fahren führt zu tiefgreifenden Veränderungen und stellt 
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Herausforderungen für die Arbeitsmärkte dar. Verbesserte Lieferketten, neue Pro
duktionskapazitäten und Batteriefabriken in Ungarn, Rumänien, Polen und der Slo
wakei unterstützen das Wachstum der Branche. In Tschechien fördern nationale In
vestitionsanreize Investitionen in neue Technologien sowie in Forschung und Ent
wicklung. 

Die Verringerung der Abhängigkeit von russischen Brennstoffen, die Beschleunigung 
grüner Investitionen und die Diversifizierung der Energieversorgung sind mittelfris
tige Herausforderungen für die osteuropäischen Länder. Die Energieintensität des 
BIP hat in diesen Ländern in den letzten fünf Jahren kontinuierlich abgenommen, 
bleibt jedoch in Bulgarien, Tschechien und der Slowakei hoch. Rumänien hingegen 
hat die drittniedrigste Energieintensität des BIP in der EU. 

Die Investitionen in die Verteidigung werden wohl insbesondere in Polen und Rumä
nien stark zunehmen. Ungarn, Bulgarien und Kroatien streben ebenfalls eine Erhö
hung der Militärausgaben an. Bulgarien hat sein Ziel, am 1. Jänner 2024 dem Euro
raum beizutreten, verschoben. Da das Land Mitte 2024 das Kriterium der Preisstabi
lität nicht erfüllte, ist mit weiteren Verzögerungen beim Beitritt Bulgariens als 21. 
Euro-Mitglied zu rechnen. 
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Tabelle 3: Internationale Rahmenbedingungen 
Durchschnittliche jährliche Veränderung in Prozent 

 2019–2023 2024–2028 

BIP, real 

Deutschland 0,4 0,9 

Italien 0,8 1,0 

Frankreich 0,9 1,3 

Vereinigtes Königreich 0,7 1,4 

Schweiz 1,5 1,5 

USA 2,1 1,9 

Japan 0,2 0,7 

China 4,9 4,0 

Polen 3,0 3,1 

Slowakei 1,5 2,5 

Tschechien 0,9 2,3 

Ungarn 2,1 2,9 

Slowenien 2,2 2,6 

MOEL-5i 2,3 2,8 

Bulgarien 2,6 2,8 

Rumänien 2,4 3,4 

Kroatien 3,4 2,8 

Euroraum 1,0 1,2 

NMS-5ii 2,4 3,1 

EU-27 1,1 1,4 

OECD 1,6 1,8 

Welt 2,5 3,0 

Welthandel (Waren laut CPB) 0,8 2,4 

Österreichische Exportmärkte 1,9 3,1 

USD/EUR-Wechselkursiii 1,11 1,08 

Rohölpreisiii 72,0 75,0 

iMOEL-5: Polen, Slowakei, Tschechien, Ungarn, Slowenien 
iiNMS-5: Polen, Tschechien, Ungarn, Bulgarien, Rumänien 
iiiabsolute Werte 
Quelle: Eurostat, IWF, OECD, CPB, nationale statistische Ämter, LSEG Datastream, ab 2024 Prognose des 
IHS 
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4 Perspektiven der österreichischen Wirtschaft 

4.1 Außenwirtschaft 

Die österreichische Außenwirtschaft hat sich nach der Coronapandemie rasch er
holt. Insbesondere der Warenaußenhandel verzeichnete eine dynamische Entwick
lung, die erst im Laufe des vergangenen Jahres nachließ. Der Reiseverkehr bildet 
nach den herben Einbußen während der Pandemie mittlerweile wieder eine tra
gende Säule der Außenwirtschaft, wird allerdings das Vorpandemieniveau im Prog
nosehorizont noch immer nicht erreichen. 

Zwischen 2019 und 2023 betrug das Wachstum der realen Warenexporte im Durch
schnitt 3,0 %. Nach dem kräftigen Aufschwung in den Jahren 2021 und 2022 hat sich 
die Wachstumsdynamik im Verlauf des letzten Jahres abgeschwächt. Die Einschät
zung der Exportauftragsbestände der Sachgüterindustrie hat sich massiv eingetrübt 
und erst in den letzten Monaten auf einem niedrigen Niveau stabilisiert. Gemäß Som
mer-Prognose geht das Institut von moderaten Anstiegen der realen Warenexporte 
von 1,0 % und 2,0 % im laufenden und im nächsten Jahr aus. Für den Zeitraum 2024 
bis 2028 wird ein jährliches Wachstum der Warenexporte von 1,9 % erwartet. Damit 
bleibt die Entwicklung der Warenexporte unter der durchschnittlichen Wachs
tumsdynamik seit dem Jahr 2000. 

Während die Warenexporte das Vorkrisenniveau bereits im Jahr 2021 wieder erreicht 
haben, dürften sich die Reiseverkehrsexporte zwar weiterhin dem Vorkrisenniveau 
annähern, es aber im Prognosezeitraum nicht erreichen. Die ausländischen Ankünfte 
und Nächtigungen lagen im vergangenen Jahr mit 30,9 bzw. 111,3 Millionen nur 3,1 % 
bzw. 1,3 % unter dem Rekordniveau im Jahr 2019. Demgegenüber lagen die Reisever
kehrsexporte im vergangenen Jahr real noch fast 15 % unter dem Wert vom Jahr 
2019. Die Lücke wird sich laut Prognose auf etwa 5 % am Ende des Prognosehorizonts 
verringern. Der Vergleich zwischen den realen Reiseverkehrsexporten auf der einen 
Seite und den Ankünften und Nächtigungen auf der anderen Seite gibt einen Hinweis 
darauf, dass die ausländischen Gäste ihre Präferenz für den Urlaub in Österreich bei
behielten, aber im Durchschnitt ihren realen Konsum einschränken. Für die Reisever
kehrsexporte wird für die Jahre 2024 bis 2028 ein durchschnittlicher jährlicher An
stieg von 2,0 % prognostiziert. 

Das Handelsbilanzdefizit ging im Jahr 2023 laut Außenhandelsstatistik auf 2,0 Mrd. 
Euro zurück, nachdem es im Jahr davor bei 20,6 Mrd. Euro gelegen hatte. Vor allem 
günstigere Gasimporte haben den Wert der Warenimporte sinken lassen. 



IHS – Prognose der österreichischen Wirtschaft 2024–2028 

35 

Gleichzeitig stieg der Wert der Warenexporte insbesondere infolge der hohen An
stiege bei Maschinen und Fahrzeugen sowie chemischen Erzeugnissen. 

Für das laufende Jahr wird ein Zuwachs der Warenimporte von 0,7 % erwartet. Eine 
Erholung setzt im Einklang mit der heimischen Konjunktur voraussichtlich erst ab 
dem Jahr 2025 ein, für das ein Anstieg der Warenimporte um 2,3 % erwartet wird. Für 
die Prognoseperiode erwartet das Institut ein durchschnittliches Wachstum der Wa
renimporte um 2,2 % pro Jahr. Durch das schwache Importwachstum dürfte sich die 
Handelsbilanz vorübergehend weiter verbessern, gegen Ende des Prognosehori
zonts aber infolge der nur moderaten Warenexportzuwächse wieder in ein Defizit 
drehen.  

Die Lohnstückkosten stiegen im Jahr 2023 in der Gesamtwirtschaft und im Produzie
renden Bereich jeweils um 10 %. In den für die Reiseverkehrsexporte relevanten Sek
toren Handel, Verkehr und Gastronomie betrug der Anstieg 14,2 %. Für das laufende 
Jahr erwartet das Institut einen weiteren deutlichen Anstieg der gesamtwirtschaftli
chen Lohnstückkosten um 7,8 %. Zu einem Teil werden Exportunternehmen in der 
Lage sein, die Kostenanstiege weiterzugeben. Zudem sanken die Preise der impor
tierten Energie seit dem letzten Jahr. Beide Effekte verbessern in den Jahren 2023 
und 2024 die Terms of Trade. Für die Folgejahre geht das Institut von keinen weiteren 
Veränderungen der Terms of Trade aus. 

4.2 Privater Konsum 
Im Prognosezeitraum wachsen die real verfügbaren Einkommen der Haushalte im 
jährlichen Mittel um 1,4 %. Im langfristigen Vergleich ist dies für die österreichischen 
Haushalte eine sehr befriedigende Expansionsrate, denn seit 1995 sind ihre real ver
fügbaren Einkommen jährlich nur um 1,1 % im Median gewachsen. Zu dem soliden 
Einkommenswachstum trägt die nachhaltige Beruhigung der zuletzt störenden Infla
tion bei. Die mittlere jährliche Wachstumsrate für den realen Konsum der privaten 
Haushalte übertrifft mit 1,5 % die Dynamik der Einkommen geringfügig. Die Polster 
an Geldvermögen, die sich während der Pandemie angesammelt haben, stünden für 
weit höhere Ausgaben zur Verfügung, werden aber auch über den Prognosezeitraum 
nicht voll umgesetzt. In anderen Ländern wird eine solche fortgesetzte Konsumzu
rückhaltung oft mit Vorsorgemotiven in Verbindung gebracht. Für eine Erhöhung des 
Einkommensspielraums im Ruhestand oder für den Erwerb von Immobilien wird das 
private Sparen natürlich schon länger eingesetzt, und dies wird auf Grund der Demo
grafie auch weiter eine Rolle spielen. Für eine Absicherung von Einkommensverlus
ten bei möglicher Arbeitslosigkeit ist das Sparen der Haushalte jedoch weniger ge
eignet. Es erscheint eher plausibel, auch bei steigender Arbeitslosigkeit die 
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gewohnten Ausgabenmuster beizubehalten und erst bei tatsächlichem Arbeitsplatz
verlust längerfristige Sparziele auszusetzen oder verzichtbare Ausgaben, wie teure 
Urlaubsreisen oder Neukauf von Kraftfahrzeugen, zu reduzieren. 

Die Sparquote der Haushalte ist von ihrem während der Pandemie erreichten Re
kordniveau steil abgefallen und hat sich in der Folge bei weiter fallender Tendenz 
wieder ihrem Normalwert genähert. Gegen Ende des Prognosezeitraums scheint sie 
einem Wert von 8 ½ % zuzustreben. Über den gesamten Prognosezeitraum gerech
net liegt ihr Mittelwert noch bei 9,3 %. Das kleinere Nachfrageaggregat Eigenkonsum 
der Dienste ohne Erwerbscharakter wächst im Prognosezeitraum mit 2,1 % pro 
Jahr, also etwas stärker als der Haushaltskonsum. Da dieses Aggregat nur einen ge
ringen Anteil am Konsum hat, gilt die mittlere jährliche Wachstumsrate von 1,5 % un
verändert auch für den gesamten privaten Konsum, der sich aus dem Eigenkonsum 
und dem Konsum der Haushalte zusammensetzt. 

Abbildung 8: Sparquote der privaten Haushalte 

 

Quelle: Statistik Austria, ab 2024 Prognose des IHS 

Abbildung 8 zeigt die Entwicklung der Haushaltssparquote seit 1996, wobei es sich 
bei den letzten fünf Werten um Prognosen handelt. Das langfristige Mittel dieser 
Kenngröße liegt bei 9,9 %. Abbildung 8 zeigt aber, dass eher kurze Episoden mit zwei
stelligen Werten und längere Phasen mit Talsohlen unter 8 % abwechseln, sodass der 
in der Prognose dargestellte Zielwert plausibel erscheint. Die Talsohle des letzten 
Zyklus im Jahr 2015 betrug 7,1 %. In der Folge baute sich die Sparquote langsam 
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wieder auf und erreichte schon vor der Pandemie 8,6 %. Auf die Sonderentwicklung 
des Jahres 2020, als das Konsumieren großen Einschränkungen unterlag, folgt eine 
allmähliche Rückkehr zur Normalität. Diese Tendenz wurde aber zuletzt empfindlich 
durch inflationäre Entwicklungen gestört. Im Prognosezeitraum steuert die Haus
haltssparquote ein Sollniveau von 8 ½ % an. 

In Österreich folgen die Haushalte in ihrem Konsumverhalten der Entwicklung ihrer 
realen Einkommen. Viele andere mögliche und in internationalen Studien genannte 
Effekte auf die Haushaltsnachfrage sind hingegen durch ökonometrische Modellie
rung der aggregierten Daten nicht gesichert. Weder steigende oder fallende Arbeits
losigkeit noch die Sorge um den Schuldenstand der öffentlichen Hand haben in Ös
terreich eine statistisch gesicherte Reaktion der Haushalte im Aggregat zur Folge. Vor 
der Coronakrise war ein Effekt der Einkommensverteilung zwischen Lohn- und Ge
winneinkommen statistisch messbar, wobei Lohneinkommen stärkere Auswirkun
gen auf den privaten Konsum hatten. In den letzten Jahren ist dieser Effekt kaum 
mehr nachweisbar, er könnte aber in der weiteren Entwicklung wieder greifen. Ab 
2025 entwickeln sich beide Teilkategorien der Einkommen ohnehin annähernd im 
Gleichschritt, daher spielt die unterschiedliche Dynamik der Einkommenskategorien 
vorderhand kaum eine Rolle. Hingegen ist das Wirken der sogenannten Fehlerkor
rektur über die Coronakrise hinweg erhalten geblieben. Es führt dazu, dass starke 
Einkommenszuwächse die Haushaltssparquote verringern, eher schwache Einkom
mensdynamik sie aber erhöht. Dieser Effekt wirkt im Prognosezeitraum leicht nach
fragebelebend. 

Eine fallende Haushaltssparquote bedeutet gleichzeitig einen steigenden Anteil der 
Konsumausgaben am verfügbaren Einkommen innerhalb des Haushaltssektors. Ab
bildung 9 versucht demgegenüber, ein Gesamtbild für die längerfristige Dynamik des 
Anteils der Konsumnachfrage am gesamtwirtschaftlichen Output zu vermitteln. Die
ser Anteil ist hier zum Vergleich gemeinsam mit dem Anteil der Bruttoanlageinvesti
tionen am Bruttoinlandsprodukt dargestellt. Sowohl Konsumquotient als auch Inves
titionsquotient werden zu laufenden Preisen, also nominell, gemessen. Diese Quoti
enten gehören historisch zu den sogenannten „großen Quotienten“ 1 und werden 
häufig als möglicherweise langfristig konstante (stationäre) Kennzahlen einer Ökono
mie angesehen. In Österreich zeigt der Konsumquotient einen tendenziellen Rück
gang von rund 55 % auf unter 48 % im Jahr 2020. Seither ist er zunächst sprunghaft, 

__________________________________________________ 

1 Klein, L.R., Kosobud, R.F. (1961), Some Econometrics of Growth: Great Ratios of Economics, The Quar
terly Journal of Economics, 75(2), S. 173-198; King, R.G., Plosser, C.I., Stock, J.H., Watson, M.W. (1991), Sto
chastic Trends and Economic Fluctuations, American Economic Review, 81, S. 819-840; Harvey, D.I., 
Leybourne, S.J., Newbold, P. (2003), How great are the great ratios? Applied Economics 35(2), S. 163-177, 
Chudik, A., Pesaran, M.H., Smith, R.P. (2023), Revisiting the great ratios hypothesis, Oxford Bulletin of Eco
nomics and Statistics 85(5), S. 1023-1047. 
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dann nur allmählich gestiegen. Im Prognosezeitraum wird er in einer leicht steigen
den Tendenz verharren. Ähnlich ist der Investitionsquotient bis zum Jahr 2010 ten
denziell gefallen, anschließend jedoch wieder angestiegen und in der Pandemie kul
miniert. Im Prognosezeitraum verbleibt er nach einem neuerlichen scharfen Rück
gang in einer leicht steigenden Tendenz. International ist die Evidenz bezüglich eines 
stationären Konsumquotienten nicht eindeutig. Der leichte Anstieg beider Quotien
ten im Prognosezeitraum widerspiegelt die Bewegungen in den anderen Sektoren, 
d.  h. im Außenhandel und im öffentlichen Sektor. 

Abbildung 9: Konsum der privaten Haushalte und Bruttoanlageinvestitionen als Anteil 
am BIP 

 

Quelle: Statistik Austria, eigene Berechnungen, ab 2024 Prognose des IHS 

4.3 Investitionen 
Die realen Ausrüstungsinvestitionen (einschließlich Investitionen in sonstige Anla
gen) wurden im Durchschnitt der vergangenen fünf Jahre um 2,2 % pro Jahr ausge
weitet. Die Entwicklung stand unter dem Einfluss der Coronapandemie und des rus
sischen Überfalls auf die Ukraine. Einem Einbruch um rund 7 % im ersten Coronajahr 
2020 folgte im Jahr 2021 ein Anstieg um knapp 10 %. Mit der konjunkturellen Eintrü
bung im Zusammenhang mit dem Krieg gegen die Ukraine, der dadurch ausgelösten 
Energiepreiskrise und der nachfolgenden Zinserhöhung durch die EZB kühlte sich die 
Investitionskonjunktur merklich ab, und im Jahr 2023 wurden die Investitionen in 
Ausrüstungen und sonstige Anlagen nur noch um 1,8 % ausgeweitet. Im Durchschnitt 
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des Zeitraums 2019 bis 2023 wurden die Investitionen in Fahrzeuge um 2,5 %, jene 
in Güter der Informations- und Kommunikationstechnologie um 0,3 %, und in geisti
ges Eigentum um 5,6 % pro Jahr ausgeweitet. Die Investitionen in „andere Maschinen 
und Ausrüstungen“ gingen um 1,7 % pro Jahr zurück. Alle Investitionsgüterkategorien 
unterlagen starken Schwankungen in einzelnen Jahren. Am stärksten waren diese bei 
den Anschaffungen von Fahrzeugen ausgeprägt, die im Jahr 2020 um 11,6 % einbra
chen und im Jahr 2023 um 27,5 % zunahmen. Hierbei spielten neben der Konjunktur 
und den Finanzierungskosten auch steuerliche Regelungen eine große Rolle, etwa die 
stärkere Berücksichtigung von CO2-Emissionen bei der Normverbrauchsabgabe 
(NOVA) oder Änderungen bei der steuerlichen Förderung von betrieblich genutzten 
Elektrofahrzeugen. 

Im Prognosezeitraum werden die Ausrüstungsinvestitionen zunächst schwach blei
ben. Die Finanzierungskosten werden zwar mit der erwarteten geldpolitischen Lo
ckerung sinken, aber wohl nur langsam. Zudem ist die gesamtwirtschaftliche Kapazi
tätsauslastung niedrig (Abbildung 7 in Abschnitt 2). Und schließlich wird sich auch die 
Nachfrage aus dem In- und Ausland nur allmählich beleben. Alles in allem dürften 
die Ausrüstungsinvestitionen heuer stagnieren und anschließend um 2 ¼ % bis 2 ¾ % 
pro Jahr expandieren, woraus sich für den Zeitraum 2024 bis 2028 ein durchschnitt
liches Wachstum von knapp 2 % pro Jahr ergibt. 

Der kräftige Anstieg der internationalen Rohstoffpreise in den Jahren 2022 und 2023 
hat dazu geführt, dass auch die Investitionsgüterpreise stark angezogen haben und 
der Deflator der Ausrüstungsinvestitionen in den beiden vergangenen Jahren um 
5,0 % bzw. 4,5 % gestiegen ist, während sich der Preisauftrieb normalerweise im Be
reich von 1 % pro Jahr bewegt. Damit nahm der Deflator der Ausrüstungsinvestitio
nen im Durchschnitt der vergangenen fünf Jahr um 2,6 % zu, nach 0,9 % pro Jahr im 
vorherigen Fünfjahreszeitraum. Der Höhepunkt der Inflationswelle wurde inzwi
schen überschritten, auch bei den Rohstoff- und Investitionsgüterpreisen. Daher 
dürfte sich der Anstieg des Deflators der Ausrüstungsinvestitionen allmählich ab
schwächen und bis 2028 um durchschnittlich 1,6 % pro Jahr zunehmen. 

Die realen Bauinvestitionen sind im Zeitraum 2019 bis 2023 durchschnittlich um 
1,0 % pro Jahr gesunken, wobei die Wohnbauinvestitionen um 0,8 % pro Jahr ausge
weitet wurden, die sonstigen Bauinvestitionen aber um 2,3 % pro Jahr zurückgingen. 
Die gestiegenen Finanzierungskosten führten im Jahr 2023 zu einem Einbruch der 
Wohnbauinvestitionen um 8,7 %. Davor waren sie mit Ausnahme des Jahres 2020 im 
zurückliegenden Fünfjahreszeitraum gestiegen. Die sonstigen Bauinvestitionen hin
gegen waren bereits seit 2020 rückläufig. Im vergangenen Jahr hat sich hier der Rück
gang abgeschwächt. 



IHS – Prognose der österreichischen Wirtschaft 2024–2028 

40 

Im Prognosezeitraum dürften sich die Bauinvestitionen nur langsam erholen. Der 
Wohnbau leidet unter der allgemeinen Konjunkturschwäche und den zurückliegen
den kräftigen Kostensteigerungen in diesem Bausegment, die sich zuletzt auf hohem 
Niveau abgeschwächt haben. Darüber hinaus wird die Geldpolitik nur allmählich ge
lockert, sodass sich die Finanzierungsbedingungen nur nach und nach verbessern. 
Auch die Baubewilligungen lassen gegenwärtig noch kein Ende der Talfahrt der 
Wohnbauinvestitionen erwarten. Sie waren im Jahr 2023 um 27,5 % niedriger als im 
Jahr davor und sogar um 45 % niedriger als auf ihrem jüngsten Höhepunkt im Jahr 
2019. Erst mit dem erwarteten Anziehen der Konjunktur werden die privaten Haus
halte wohl ihre Zurückhaltung bei langfristigen Investitionsentscheidungen ablegen. 
Unterstützt werden die Wohnbauinvestitionen von der weiter steigenden Wohnbe
völkerung, dem Trend zu kleineren Familiengrößen und der Notwendigkeit, in die 
thermische Gebäudesanierung zu investieren. 

Die Bauinvestitionen der Unternehmen dürften sich im Prognosezeitraum ähnlich 
wie die Ausrüstungsinvestitionen entwickeln. Somit werden sie zunächst wohl auf
grund der schwachen Konjunktur und der restriktiven Finanzierungskonditionen we
nig Dynamik entfalten und erst im späteren Verlauf mehr Fahrt aufnehmen. Der Tief
bau profitiert von den Investitionen in das Schienen- und Straßennetz sowie vom 
Ausbau der Stromnetze und der digitalen Infrastruktur. Die Bauinvestitionen der Ge
bietskörperschaften kommen allerdings durch die gestiegenen Zinsen unter Druck. 
Insgesamt dürften die Bauinvestitionen bis 2028 im Durchschnitt um 0,4 % pro Jahr 
ausgeweitet werden. 

Die Baupreise werden maßgeblich von den Kosten der Baumaterialien und deren 
Grundstoffe wie Eisen, Stahl und Erdöl beeinflusst. Außerdem spielen die Lohnkosten 
eine Rolle, wobei im Tiefbau der Einfluss der Materialkosten überwiegt, während in 
den personalintensiven Bereichen, etwa im Ausbaugewerbe, die Lohnkosten wichti
ger sind. In den vergangenen fünf Jahren belief sich der Auftrieb der Baupreise auf 
5,1 % pro Jahr. In den Bausparten war die Entwicklung sehr unterschiedlich. Während 
im Wohnbau die Baupreise um 7,5 % pro Jahr stiegen, belief sich der Preisauftrieb im 
Tiefbau nur auf 1,6 % pro Jahr. Der Deflator der Bauinvestitionen nahm um 6,1 % pro 
Jahr zu. Dabei war der Preisauftrieb in den Jahren 2021 bis 2023 sehr stark und er
reichte im Jahr 2022 mit 11,5 % seinen Höhepunkt. Da die Preise für Baumaterialen 
und Energieträger inzwischen zu sinken begonnen haben, dürfte sich auch beim De
flator der Bauinvestitionen der Anstieg allmählich abflachen und im Durchschnitt des 
Prognosezeitraums 2,3 % pro Jahr erreichen. 

Die gesamten realen Bruttoanlageinvestitionen, also die Summe aus Ausrüstungs- 
und Bauinvestitionen, sind in den vergangenen fünf Jahren um 0,7 % pro Jahr gestie
gen. Die Prognose der Ausrüstungs- und der Bauinvestitionen impliziert für die 
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Anlageinvestitionen bis 2028 eine Zunahme um 1,2 % pro Jahr. Die Investitionsquote, 
gemessen als Anteil der Bruttoanlageinvestitionen am nominellen Bruttoinlandspro
dukt, hat sich von 24,1 % im Jahr 2018 auf 24,7 % im Jahr 2023 erhöht. Sie stieg zu
nächst bis zum Jahr 2021, ging dann aber wegen der Investitionsschwäche wieder 
zurück. Für das laufende Jahr folgt aus der Prognose ein Rückgang auf 23,8 %. Für 
das Ende des Prognosezeitraums wird mit 24,1 % derselbe Wert für die Investitions
quote wie im Jahr 2018 erwartet. Die gesamten realen Bruttoinvestitionen, also die 
Summe aus Anlageinvestitionen und Lagerbestandsveränderungen, dürften im Prog
nosezeitraum um 1,0 % pro Jahr steigen, nach einem Rückgang um 0,6 % pro Jahr in 
den vergangenen fünf Jahren. 

4.4 Öffentliche Haushalte 
Die Lage der öffentlichen Haushalte bleibt im Prognosezeitraum angespannt. Das 
Auslaufen einer Vielzahl diskretionärer Unterstützungsmaßnahmen für Unterneh
men und Haushalte infolge der Coronakrise und der hohen Inflation entlastet erwar
tungsgemäß das Budget. Hingegen verhindern strukturelle Mehrausgaben auf der 
einen Seite, und voraussichtlich eine Stagnation der Einnahmenquote auf der ande
ren Seite, dass das Defizit mittelfristig signifikant zurückgehen wird. Das Institut hat 
in seiner letztjährigen Mittelfristprognose die Dynamik der Ausgaben deutlich unter
schätzt. Das Institut erwartet nunmehr ein Defizit von 3,0 % des BIP im heurigen Jahr, 
und einen leichten Rückgang auf 2,9 % im Jahr 2025. Zum Ende des Prognosezeit
raums geht das Budgetdefizit wohl lediglich geringfügig auf 2,8 % des BIP zurück. Die
ser Prognose liegt die Annahme unveränderter Politik (No-Policy-Change-Annahme) 
zugrunde. Eine zur Erfüllung der EU-Fiskalregeln notwendige Budgetkonsolidierung 
wurde daher nicht berücksichtigt. 

Die Dynamik der Staatseinnahmen ist im Vergleich zu den Zuwächsen der letzten 
Jahre deutlich rückläufig. Das starke nominelle Wachstum vieler Steuerbasen setzt 
sich nicht fort. Die automatische Anpassung der Einkommensteuerstufen und der 
Steuerabsetzbeträge zum Ausgleich der kalten Progression führt dazu, dass die Steu
erquote nicht mehr systematisch steigt. In diesem und voraussichtlich im kommen
den Jahr ermöglichen höhere Reallöhne den privaten Haushalten eine Ausweitung 
der Konsumausgaben. Der Rückgang des allgemeinen Preisauftriebs dämpft jedoch 
das Einnahmenwachstum der Konsum- und Verbrauchsteuern. Das Aufkommen der 
Lohnsteuer und die Sozialbeiträge wachsen noch stärker als das nominelle BIP, je
doch auch mit rückläufiger Dynamik. Das planmäßige Auslaufen diskretionärer staat
licher Maßnahmen entlastet für sich genommen das Budget 2024. Mit Jahresende 
werden weitere Entlastungsmaßnahmen im Bereich Energie (Erneuerbarenförder
pauschale/-beitrag, Elektrizitäts-/Erdgasabgabe und Strompreisbremse) nach 
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derzeitigem Stand beendet. Höhere langfristige Zinsen verteuern den Schulden
dienst. Indexierungen und Inflationsanpassungen der Vergangenheit wirken weiter
hin stark auf die staatlichen Ausgaben. Beispiele hierfür sind die Besoldung der öf
fentlich Beschäftigten und die monetären Sozialleistungen. Letztere spiegeln sowohl 
die leicht erhöhte Arbeitslosigkeit im heurigen Jahr wider als auch Ausgabensteige
rungen für die Pensionen. Die Alterung der Erwerbsbevölkerung wird auch zukünftig 
das Budget belasten. 

Seit der vorherigen Mittelfristprognose des Instituts hat sich Österreich von einem 
nachhaltigen Budgetkurs entfernt. Zur Einhaltung des neuen EU-Fiskalrahmen be
steht die Anforderung für eine strukturelle Rückführung des Budgetdefizits. Ebenfalls 
könnten geringe budgetäre Abweichungen zur Verfehlung des Maastricht-Kriteriums 
führen. Vor dem Hintergrund der Alterung der Bevölkerung, geopolitischer Unsicher
heit und notwendiger Infrastrukturausgaben im Zusammenhang mit dem Klimawan
del steht Österreich vor großen wirtschaftspolitischen Herausforderungen, um die 
fiskalische Nachhaltigkeit zu stärken. 

4.5 Inflation und Löhne 
Die Arbeitnehmerentgelte je Aktiv-Beschäftigten sind letztes Jahr mit 7,8 % kräftig ge
stiegen. Der Anstieg entsprach nicht ganz den Kaufkraftverlusten aufgrund der stark 
gestiegenen Inflation. Die Reallöhne, preisbereinigt um den Konsumdeflator, sanken 
um 0,5 %, nach einem Reallohnverlust von bereits 2,7 % im Vorjahr. Allerdings liegt 
das Lohnplus im laufenden Jahr deutlich über der Teuerung, sodass im Jahr 2024 mit 
einer Reallohnzunahme von 4 ½ % zu rechnen ist und damit die mäßige Entwicklung 
aus den Vorjahren überkompensiert wird. Mittelfristig werden sich die Zuwachsraten 
der Reallöhne zurückbilden. Laut Institutsprognose wird der Zuwachs der Reallöhne 
im Durchschnitt des Prognosezeitraums bei 1,3 % pro Jahr liegen. Das ist ein Prozent
punkt mehr als das durchschnittliche jährliche Wachstum der Arbeitsproduktivität. 

Mit Ausbruch der Coronapandemie sank die Inflation (gemessen am Anstieg des VPI) 
im Jahr 2020 auf 1,4 %. Das abrupte Zusperren sowie das unerwartet schnelle wieder 
Hochfahren wirtschaftlicher Aktivitäten brachten Angebot und Nachfrage aus der Ba
lance. Schließungen etwa von Häfen brachten Lieferketten ins Stocken und Russland 
drosselte bereits 2021 stark die Wiederbefüllung unter seiner Kontrolle stehender 
Gaslager, sodass die Inflation auf 2,8 % im Jahr 2021 zulegte. Mit dem Überfall Russ
lands auf die Ukraine stiegen die Preise für Energie- und agrarische Rohstoffe stark 
an und hoben die Inflation auf 8,6 % im Jahr 2022. In weiterer Folge übertrug sich 
dieser Preisschock auf andere Bereiche des Warenkorbs, wodurch der Preisauftrieb 
an Breite gewann. Staatliche Transferleistungen zur Stützung der Kaufkraft, ein hoher 



IHS – Prognose der österreichischen Wirtschaft 2024–2028 

43 

Grad an indexierten Dienstleistungen (Versicherungen, Banken, Mieten, etc.) sowie 
Besonderheiten auf den österreichischen Energiemärkten (z. B. langfristige Einkaufs
strategien der Energieversorger, teuer eingekaufte Gasvorräte) verhinderten einen 
rascheren Rückgang des Preisauftriebs. Die Gesamtjahresinflationsrate 2023 ging da
her nur leicht auf 7,8 % zurück. 

Für das laufende Jahr geht das Institut nur noch von einer Teuerung von 3,2 % aus. 
Nachdem mit Ende dieses Jahres die Strompreisbremse sowie andere inflations
dämpfenden Maßnahmen (etwa die temporäre Absenkung der Elektrizitäts- und 
Gasabgabe) auslaufen, ist zu Jahresanfang 2025 mit einem leichtem Inflationsanstieg 
zu rechnen, der sich aber nicht gegen den vorherrschenden disinflationären Trend 
durchsetzen kann. Die Inflation dürfte im Gesamtjahr 2,7 % betragen. Mittelfristig ist 
mit Raten von etwas über 2,0 % zu rechnen, da zum einen die Internalisierung exter
ner Kosten (Verschmutzungsrechte) im Prognosezeitraum noch nicht abgeschlossen 
sein wird und darüber hinaus davon ausgegangen werden muss, dass mit der Häu
fung an Wetterextremen Ernteerträge reduziert und damit Knappheiten erzeugt wer
den. Im Fünfjahresdurchschnitt geht das Institut von einer jährlichen Inflationsrate 
von 2,5 % aus. Das Inflationsdifferenzial Österreichs zum Euroraum betrug im Jahr 
2023 noch 2,2 Prozentpunkte und wird sich bis zum Jahr 2028 deutlich reduzieren. 

4.6 Arbeitsmarkt 
Die Arbeitsmarktentwicklung der letzten fünf Jahre war von der Coronapandemie ge
prägt. Durch den gezielten Einsatz der Arbeitsmarktpolitik, z. B. Kurzarbeitsbeihilfe, 
konnten die Auswirkungen jedoch begrenzt werden und die Arbeitslosenquote lag 
letztlich sogar unter dem Vor-Corona-Niveau. Die seit Jahresmitte 2022 schwache 
Wirtschaftsentwicklung hat aber bereits im Vorjahr auf den Arbeitsmarkt übergegrif
fen. Im laufenden Jahr dürfte die Arbeitslosenquote (nationale Definition) auf 6,9 % 
ansteigen. Im Zuge der konjunkturellen Erholung und vor dem Hintergrund des de
mografisch bedingten langsameren Wachstums des Arbeitskräfteangebots sollte die 
Arbeitslosigkeit aber wieder zurückgehen. Bis zum Ende des Prognosezeitraums 
könnte die Arbeitslosenquote auf 5,8 % sinken. Die Beschäftigung dürfte um durch
schnittlich 0,7 % pro Jahr zulegen. Die mittelfristige Einschätzung der Arbeitsmarkt
entwicklung hat sich damit gegenüber der vorjährigen Mittelfristvorschau kaum ge
ändert.  

Die aktuelle konjunkturelle Schwäche hat die Dynamik der Beschäftigung verlang
samt. So stagniert die Zahl der Arbeitsplätze in saisonbereinigter Betrachtung bereits 
seit Jahresmitte 2023. Während die Beschäftigung im Dienstleistungsbereich, getrie
ben von der regen Nachfrage aus dem öffentlichen Bereich, noch expandiert, wurden 
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am Bau und in der Sachgüterproduktion Arbeitsplätze abgebaut. Mit der Rückkehr 
auf einen verhaltenen Wachstumspfad dürfte die Beschäftigung wieder expandieren. 
Die Zahl der offenen Stellen liegt zwar um knapp 20 % unter dem Vorjahresniveau, 
ist aber in historischer Betrachtung immer noch hoch. Der demografisch bedingte 
Rückgang des Arbeitskräftepotenzials dürfte die Ausweitung der Beschäftigung im 
historischen Vergleich jedoch verlangsamen. Somit wird vom Institut ein durch
schnittlicher jährlicher Beschäftigungszuwachs von 0,7 % erwartet. Dabei wird unter
stellt, dass die Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte weiter kräftig expandiert 
und es gelingt, einheimische Beschäftigungspotenziale zu heben. Die stufenweise An
hebung des gesetzlichen Pensionsalters der Frauen mindert die Wirkung der Bevöl
kerungsalterung auf das Arbeitskräftepotenzial. 

Die Zahl der vorgemerkten Arbeitslosen steigt seit Jahresbeginn 2023. Mit dem An
ziehen der Beschäftigung bei nur verhaltener Zunahme des Arbeitskräfteangebots 
dürfte sich die Arbeitsmarktlage gegen Jahresende aufhellen. Das IHS erwartet, dass 
der Höhepunkt der Arbeitslosigkeit mit 273.000 Personen im laufenden Jahr verzeich
net wird. In der Folge wird die Arbeitslosenzahl laut Prognose kontinuierlich zurück
gehen und bis zum Jahr 2028 auf 250.000 Personen fallen. Das Arbeitskräfteangebot 
wird aufgrund der demografischen Alterung langsamer als im langjährigen Durch
schnitt zulegen, die Steigerung der Erwerbsneigung, insbesondere bei Älteren und 
bei Personen ohne österreichische Staatsbürgerschaft, sollte aber einen Rückgang 
verhindern. Im Einklang mit historischen Erfahrungen dürfte in den kommenden Jah
ren in Saldobetrachtung rund ⅓ des Beschäftigungszuwachses aus dem Arbeitslo
senpool erfolgen. 

Laut Prognose wird die Arbeitslosenquote im laufenden Jahr auf 6,9 % ansteigen. 
Mit der stetigen Beschäftigungsausweitung dürfte bei dem nur verhalten steigenden 
Arbeitskräfteangebot die Arbeitslosenquote im Zeitverlauf abnehmen und könnte 
am Ende des Prognosezeitraums 5,8 % betragen. Ausgehend von 5,1 % im Vorjahr 
dürfte die Quote laut Eurostat-Definition bis zum Jahr 2028 auf 4,4 % fallen. 

Die Arbeitsmarktpolitik war in den letzten Jahren verständlicherweise auf Krisenbe
wältigung ausgerichtet. Nunmehr sollte auf Maßnahmen zur Erhöhung der Beschäf-
tigungsfähigkeit des Arbeitskräftepotenzials sowie zur Steigerung des Arbeitsvolu
mens fokussiert werden. Die demografische Entwicklung dürfte den Fachkräfteman
gel verstärken. Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, bestehende Arbeitskräfte
potenziale zu heben. Die Bewältigung der vom demografischen Wandel ausgehen
den Herausforderungen erfordert wohl ein Maßnahmenbündel. So würden etwa Prä
ventionsmaßnahmen im Gesundheitsbereich den längeren Verbleib im Erwerbsle
ben fördern. Verstärkte Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, insbe
sondere ein weiterer Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen, könnten die 
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Erwerbsintegration von Frauen, vor allem in Hinblick auf die Arbeitsstunden, stärken. 
Anreize für eine Ausweitung des Arbeitsvolumens würden das Potenzialwachstum 
der Volkswirtschaft erhöhen. Durch gezielte Integrationsmaßnahmen könnte die Be
schäftigungsfähigkeit von Personen mit Migrationshintergrund erhöht werden. Eine 
qualifikationsorientierte Zuwanderung ist wohl auch notwendig. Qualifizierungspro
gramme bilden traditionellerweise einen Schwerpunkt der aktiven Arbeitsmarktpoli
tik in Österreich. Zusätzliche Anstrengungen zur Verringerung des qualifikatorischen 
und regionalen Mis-Matches sind wohl notwendig, um die strukturelle Arbeitslosig
keit zu reduzieren. 

4.7 Monetäre Entwicklungen 
Das Plateau des jüngsten Zinserhöhungszyklus ist international erreicht und im Eu
roraum und in der Schweiz haben die Notenbanken bereits die ersten Leitzinssen
kungen vorgenommen (Tabelle 4). Im Euroraum beträgt der Zinssatz für Hauptrefi
nanzierungsgeschäfte gegenwärtig 4,25 %, in den USA liegt die Bandbreite für den 
Zielsatz für Taggeld bei 5,25 % bis 5,5 %. Die Inflation im Euroraum, gemessen am 
Anstieg des HVPI, ist nach ihrem Höchstwert von 10,2 % im Oktober 2022 deutlich 
zurückgegangen. Im ersten Halbjahr 2024 betrug sie allerdings immer noch durch
schnittlich 2,5 % und lag damit über dem Inflationsziel der EZB von 2 %. Im Progno
sezeitraum sollte die Inflation weiter zurückgehen und mit 2,2 % im Durchschnitt 
nahe beim Ziel der EZB liegen. In diesem und im kommenden Jahr dürfte es daher zu 
weiteren Zinssenkungen der EZB kommen. 
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Tabelle 4: Leitzinsen 

 
Europäische 
Zentralbank 

Federal 
Reserve 

Bank of 
England 

Schweizerische 
Nationalbank 

Bank of 
Japan 

Ende 2019 0 1,5–1,75 0,75 –0,75 –0,1 

Ende 2020 0 0–0,25 0,10 –0,75 –0,1 

Ende 2021 0 0–0,25 0,25 –0,75 –0,1 

Ende 2022 2,5 4,25–4,5 3,5 1 –0,1 

Ende 2023 4,5 5,25–5,5 5,25 1,75 –0,1 

Durchschnitt 
2019–2023 

0,88 1,89 1,44 –0,20 –0,1 

12.7.2024 4,25 5,25–5,5 5,25 1,25 0 – 0,1 

Zur Ermittlung der durchschnittlichen Leitzinssätze werden für den US-Dollar die mittleren Zinssätze 
bzw. ein Wert von 0,1 % für den Zielsatz „nahe bei Null“ (0–0,25 %) verwendet, für den Schweizer Franken 
die angestrebten (mittleren) Zielsätze, als die Schweizerische Nationalbank (SNB) die Leitzinsen noch 
durch ein Zielband um den Dreimonats-Libor angab (bis Juni 2019). Seit Juni 2019 ersetzt der SNB-Leit
zins das zuvor gültige Zielband. 
Quelle: Nationale Zentralbanken, LSEG Datastream, eigene Berechnungen 

Nach Zinserhöhungen um insgesamt 4,5 Prozentpunkte von Juli 2022 bis September 
2023 hat die EZB im Juni 2024 den ersten Zinsschritt nach unten vollzogen, und zwar 
um 0,25 Prozentpunkte. Der Zinssatz für Hauptrefinanzierungsgeschäfte liegt damit 
gegenwärtig bei 4,25 %, der Spitzenrefinanzierungssatz bei 4,5 %, und der Einlagesatz 
bei 3,75 %. Bereits im Frühjahr wurde beschlossen, den Zinskorridor zwischen Einla
gesatz und Hauptrefinanzierungssatz im September von 0,50 auf 0,15 Prozentpunkte 
zu verringern. Dabei wird der Hauptrefinanzierungssatz abgesenkt und der Spitzen
refinanzierungssatz folgt entsprechend. Der Abstand zwischen diesen beiden Zins-
sätzen wird also weiterhin 0,25 Prozentpunkte betragen. Im regulären Ankaufpro
gramm (APP) der EZB werden seit Juli 2023 die Tilgungsbeträge nicht mehr reinves
tiert, im Pandemie-Notfallankaufprogramm (PEPP) erfolgt eine monatliche Reduktion 
der Bestände um etwa 7,5 Milliarden Euro im zweiten Halbjahr 2024 und eine kom
plette Einstellung der Reinvestitionen fälliger Beträge ab Beginn 2025. Insgesamt be
tragen die gegenwärtigen Bestände im Rahmen des APP und PEPP rund 2.835 bzw. 
1.660 Milliarden Euro. 

Die jüngste Senkung der Leitzinsen zeigt Auswirkungen am Geldmarkt. Zuletzt no
tierte der 3-Monats-Euribor bei 3,7 % und damit um rund 20 Basispunkte niedriger 
als zu Beginn des Jahres. Im ersten Halbjahr 2024 betrug der 3-Monats-Euribor 
durchschnittlich 3,9 % und lag somit deutlich über dem Durchschnittswert der Jahre 
2019 bis 2023 (0,5 %). Im Einklang mit der Geldpolitik wird für das laufende und das 
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kommende Jahr ein Rückgang der Geldmarktzinsen erwartet (Tabelle 5). Für den Zeit
raum 2024 bis 2028 wird ein durchschnittlicher 3-Monats-Euribor von 2,9 % prognos
tiziert. 

Tabelle 5: Zinsen und Renditen 
Durchschnittliche Jahreswerte in Prozent 

 
Euribor 

3 Monate 
Österreichische Staatsanleihen 

10 Jahre 

2024 3,7 3,0 

2025 2,8 3,0 

2026 2,7 3,1 

2027 2,6 3,1 

2028 2,6 3,1 

Quelle: Prognose des IHS 

Die Renditen von Staatsanleihen im Euroraum sind seit Herbst 2021 gestiegen und 
erreichten ihre Höchststände im Oktober 2023. Danach sind sie bis Jahresende gefal
len und erhöhten sich seitdem wieder geringfügig. Österreichische Staatsanleihen 
mit einer Restlaufzeit von zehn Jahren wiesen in den vergangenen fünf Jahren eine 
durchschnittliche Rendite von 0,9 % auf. Im Jahr 2023 rentierten sie bei 3,1 % und in 
der ersten Jahreshälfte 2024 bei 2,9 %. Im Durchschnitt notierten Staatsanleihen des 
Euroraums mit einer Restlaufzeit von zehn Jahren im ersten Halbjahr 2024 bei 3,0 % 
und damit ebenfalls um rund 0,2 Prozentpunkte niedriger als im Jahr 2023. Der Rück
gang der Leitzinsen im Euroraum ist in den langfristigen Renditen bereits eingepreist, 
sodass diese weitgehend konstant bleiben sollten (Tabelle 5). Für österreichische 
Staatsanleihen mit einer Restlaufzeit von zehn Jahren wird im Prognosezeitraum eine 
durchschnittliche Rendite von 3,1 % erwartet. 
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5 Herausforderungen für den Industriestandort 
Österreich 

5.1 Hintergrund 
Die Konjunkturschwäche in Österreich im Jahr 2023 wurde maßgeblich durch einen 
Rückgang der Wertschöpfung in der Industrie verursacht. Wie Abbildung 10 zeigt, hat 
die Industrieproduktion in Österreich im Gesamtzeitraum seit 2015 im Vergleich zum 
Euroraum deutlich über dem Durchschnitt zugelegt. Die Entwicklung war viel besser 
als beim wichtigsten Handelspartner Deutschland, aber auch als in den USA. Zuletzt 
ist die Industrieproduktion in Österreich jedoch kräftig gesunken. Ende 2023 war sie 
um 2,0 % niedriger als Ende 2021. Zwar war im selben Zeitraum der Rückgang in 
Deutschland beinahe doppelt so stark, im Euroraum insgesamt mit 0,8 % jedoch 
deutlich schwächer. In den USA wuchs die Industrieproduktion sogar um 1,7 %. 

Abbildung 10: Industrieproduktion in ausgewählten Ländern und Regionen 

 
Quelle: Eurostat, Federal Reserve Bank of St. Louis, eigene Darstellung 

Die ungünstige Entwicklung in Österreich fällt mit dem starken Anziehen der Inflation 
infolge des Energiepreisschubs zusammen. Weil sich die Sozialpartner hierzulande 
bei der Lohnfindung an der rollierenden Inflation orientieren, sind in weiterer Folge 
die Löhne, und wegen der schwachen Entwicklung der Produktion auch die Lohn
stückkosten, markant stärker gestiegen als im Durchschnitt des Euroraums. Dieses 
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Kapitel zeigt auf, wie sich diese Faktoren mittelfristig auf die Entwicklung der öster
reichischen Industrieproduktion, welche wesentlich durch die exportstarken und 
energieintensiven Wirtschaftszweige bestimmt wird, und die internationale Wettbe
werbsfähigkeit der heimischen Industrie auswirken könnten. 

In Abschnitt 5.2 wird der Einfluss der Energiepreise auf die österreichische Export
wirtschaft untersucht. Diese Analyse ist nicht nur durch den kräftigen Anstieg der 
Energiepreise im Gefolge des russischen Überfalls auf die Ukraine motiviert. Viel
mehr ist für die Zukunftsperspektiven der österreichischen Exportindustrie die Er
wartung zentral, dass durch den Ausbau der erneuerbaren Stromerzeugung zur Er
reichung der Klimaziele die Energiepreise in Europa zumindest mittelfristig höher 
bleiben werden als in der Vergangenheit. Die Erwartung höherer Energiepreise ist 
unter anderem darauf zurückzuführen, dass die Stromerzeugung aus Photovoltaik 
und Windenergie volatil ist und daher Gaskraftwerke zum kurzfristigen Ausgleich vor
gehalten werden müssen. Außerdem müssen die Stromnetze ausgebaut werden, 
und die dafür erforderlichen Investitionskosten dürften die Stromkosten ebenfalls 
erhöhen. Auch die Erdgaspreise werden wohl mittelfristig höher bleiben als in der 
Vergangenheit, da vermehrt auf verflüssigtes Erdgas (LNG – liquified natural gas) zu
rückgegriffen werden muss, das aufgrund von Verflüssigung, Transport und anschlie
ßender Rückumwandlung in Gasform systematisch teurer ist als Pipelinegas.  

In Abschnitt 5.3 wird beleuchtet, wie sich die Wettbewerbsfähigkeit der österreichi
schen Industrie, gemessen an den Lohnstückkosten, im Vergleich zu anderen Län
dern des Euroraums entwickelt hat. 

5.2 Auswirkungen höherer Energiepreise auf die 
österreichische Exportwirtschaft 

Dieser Abschnitt arbeitet die möglichen Folgen von erhöhten Energiepreisen auf die 
Exportwirtschaft in Österreich heraus. Die hier präsentierten Simulationsergebnisse 
basieren auf einer umfassenden theoretischen und empirischen Untersuchung der 
Thematik von Reiter et al. (2024).2 

In den meisten Sektoren der Exportwirtschaft ist Deutschland sowohl der größte Mit
bewerber Österreichs als auch der wichtigste Exportmarkt auf europäischer Ebene. 
Dahinter folgen Frankreich und Italien. Die meisten europäischen Mitbewerber – mit 
Ausnahme Ungarns, Italiens und Spaniens – waren im Vergleich zu Österreich 

__________________________________________________ 
2 Reiter, M., Ertl, M., Kimmich, C, Laa, E., Schmidtner, D., Wende, A., Weyerstraß, K., Zenz, H. (2024). Aus
wirkungen von Energiepreisen auf Österreichs Exportwirtschaft. FIW Research Reports Series 05-2024, 
FIW. 
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weniger von den Preissteigerungen bei Erdgas in den Jahren 2021 und 2022 betrof
fen. Bei den Strompreisen war die Entwicklung heterogen. Manche Länder verzeich
neten höhere Strompreise, in anderen waren die Preise niedriger als in Österreich. 
Während die meisten europäischen Wettbewerber mit ähnlichen Herausforderun
gen aufgrund der höheren Energiepreise konfrontiert sind, erscheint die österreichi
sche Exportwirtschaft in den meisten Zweigen des Verarbeitenden Gewerbes ener
gieeffizienter als die europäische Konkurrenz. Dies kann allerdings auch auf Unter
schiede in der Produktstruktur zurückzuführen sein und bedeutet demnach nicht 
ohne Weiteres, dass die Exportunternehmen in Österreich energieeffizienter produ
zieren. 

Außerhalb der EU stehen österreichische Unternehmen in manchen Sektoren, etwa 
in der Herstellung von elektrischen Ausrüstungen, in der Herstellung von Datenver
arbeitungsgeräten und im sonstigen Fahrzeugbau, mit den USA und mit China inten
siv im Wettbewerb. Zugleich sind in den USA sowohl Erdgas als auch Strom deutlich 
preiswerter als in Österreich. Die Erdgasversorgungs- und Preislage in China ist auf
grund der unzureichenden Datenlage wenig transparent. Einerseits sind die Preise 
auf den asiatischen LNG-Märkten ähnlich wie in Europa, sodass für Importe ähnliche 
Preise gezahlt werden müssen. Anderseits besitzt China beträchtliche eigene Erdgas
vorkommen. Generell sollte auch beachtet werden, dass sich selbst bei gleichen Im
port- oder Herstellungskosten für Energie die Preise für Industriekunden aufgrund 
von Steuern und Subventionen stark unterscheiden können. Daher unterscheiden 
sich auch innerhalb der EU die Industriestrompreise zwischen den Ländern. 

Um die potenziellen Auswirkungen dauerhaft veränderter Energiepreise auf die ex
portorientierten Zweige der österreichischen Volkswirtschaft herauszuarbeiten, wer
den im Folgenden verschiedene Szenarien betrachtet. Die gezeigten modellbasierten 
Simulationsergebnisse fokussieren auf die lange Frist, also einen Zeitraum von rund 
zehn Jahren. 

Die Simulationen wurden mit einem am IHS entwickelten dynamischen stochasti
schen allgemeinen Gleichgewichtsmodell (DSGE) einer kleinen offenen Volkswirt
schaft durchgeführt. Dieses 88 Sektoren umfassende Modell bildet wichtige Charak
teristika der österreichischen Volkswirtschaft ab. Die verschiedenen Sektoren sind 
durch ein Input-Output-Netzwerk miteinander verbunden, so dass die gegenseitigen 
Abhängigkeiten und Verflechtungen in der Volkswirtschaft umfassend berücksichtigt 
werden. Der Energiesektor wird über ein spezielles Energie-Satellitenkonto (ESK) sehr 
detailliert abgebildet.3 

__________________________________________________ 
3 Molnarova, Z., Reiter, M. (2022). IHS Macroeconomic Model ATMOD 0.6. Technical Appendix. IHS-Pro
jektbericht. 
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Untersuchte Szenarien 

Es werden zwei Szenarien mit dauerhaft höheren Energiepreisen untersucht. Das 
erste Szenario (Szenario A) bildet Preiserhöhungen für importiertes Erdgas ab, die 
sich daraus ergeben, dass Pipelinegas aus Russland durch LNG aus verschiedenen 
Teilen der Welt ersetzt wird.4 Üblicherweise wird davon ausgegangen, dass LNG aus 
technischen Gründen um etwa zwei Drittel teurer ist als konventionelles Erdgas. Die
ses Preisdifferenzial betrifft vor allem Europa. Nordamerika verfügt dagegen über 
größere eigene Erdgasvorkommen, sodass dort der Gaspreis in der absehbaren Zu
kunft niedriger sein wird als in Europa. Der Erdgaspreis in Asien hat sich in den letzten 
zwei Jahren weitgehend parallel zu dem in Europa entwickelt, wegen der großen ei
genen Reserven in China gehen die Modellberechnungen des IHS aber davon aus, 
dass die Preiserhöhung bei Gas durch Umstellung auf LNG nur Europa betrifft. Kon
kret wird unterstellt, dass der Großhandelspreis für Erdgas in der EU dauerhaft von 
25 Euro/MWh auf 50 Euro/MWh steigt. Der Preis für Endkunden steigt dadurch um 
etwa 47 %, weil darin auch inländische Komponenten wie Leitungsgebühren enthal
ten sind. 

Das zweite Szenario (Szenario B) bezieht sich auf die in Europa aus Gründen des Kli
maschutzes bereits eingeführte CO2-Bepreisung und deren geplante deutliche Erhö
hung in den kommenden Jahren. Wie stark sich diese Entwicklung auf die exportori
entierte Industrie in Europa auswirken wird, wird davon abhängen, in welchem Um
fang die Handelspartner künftig ebenfalls CO2-Emissionen in der Produktion beprei
sen werden, und wie dies hinsichtlich Höhe, künftiger Pfad und Umfang der einbezo
genen Sektoren gegebenenfalls ausgestaltet wird. Betrachtet man den Extremfall ei
nes weltweit einheitlichen CO2-Preises, blieben (unter der Annahme nicht ausrei
chend bzw. nur zu hohen Preisen verfügbarer Energie aus erneuerbaren Quellen) die 
Positionen im internationalen Wettbewerb unverändert, weil sich die relativen Preis
verhältnisse durch die mit der CO2-Bepreisung verbundenen zusätzlichen Energie
kosten nicht verändern. Eine annähernd ähnliche Situation könnte sich ergeben, 
wenn sich einige wichtige Handelspartner und Wettbewerber, vor allem die USA und 
China, mit Europa in einem „Klimaclub“ zusammenschließen würden, es für Importe 
aus anderen Ländern einen Grenzausgleichsmechanismus gäbe oder Exporte in 
Drittländer vom CO2-Preis ausgenommen würden. Solche Szenarien erscheinen im 
Moment allerdings nicht sehr wahrscheinlich. Die Modellanalyse des IHS basiert da
her auf der Annahme, dass Europa die CO2-Bepreisung einseitig durchführt, und dass 
__________________________________________________ 
4 Um die relative Bedeutung aller fossilen Energieträger zu beleuchten, werden in Reiter et al. (2024) 
auch die Konsequenzen höherer Erdöl- und Kohlepreise durchgerechnet, obwohl von dieser Seite keine 
relevante Gefahr für die österreichische Exportwirtschaft zu erkennen ist. Die Bedeutung von Kohle geht 
beständig zurück; Öl hat zwar noch erhebliche Bedeutung, es wird aber auf globalen Märkten gehandelt 
ohne gravierende Kostenunterschiede zwischen den weltwirtschaftlichen Regionen. 
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exportierende Unternehmen im Gegenzug in keiner Weise entlastet bzw. für die da
mit verbundenen Kostennachteile kompensiert werden. 

Da Österreich (und der größte Teil Europas) die fossilen Energieträger überwiegend 
importiert, wird die CO2-Bepreisung im Modell als eine Steuer auf fossile Importe ab
gebildet, die bei Öl und Erdgas 200 % des Werts im Ausgangsjahr, bei Kohle 400 % 
des Ausgangswerts beträgt. Diese Setzung trägt der Tatsache Rechnung, dass Kohle 
einen höheren CO2-Gehalt pro Werteinheit hat. Das österreichische Umweltbundes
amt definiert einen Pfad zur Erreichung der Klimaneutralität Im Einklang damit wird 
für die Modellsimulationen ein CO2-Preis von 400 Euro pro Tonne CO2 im Jahr 2040 
angenommen. 

Bei der Bewertung der Folgen eines Gaspreisanstiegs durch Substitution von Pipe
linegas oder eines zunehmenden CO2-Preises ist bedeutsam, wie der Einsatz von Gas 
auf den Strompreis durchschlägt. Gemäß dem europäischen Merit-Order-Prinzip be
stimmt sich der Strompreis durch die Kosten des letzten, gerade noch benötigten 
Kraftwerks. Sofern dieses Prinzip erhalten bleibt und das letzte benötigte Kraftwerk 
mit Gas betrieben wird, verstärkt sich der potenziell negative Einfluss von Gaspreis
steigerungen auf die Exportwirtschaft. Andererseits schwächt er sich in dem Ausmaß 
ab oder wird eventuell sogar ganz aufgehoben, in dem alternative bzw. „grüne“ Ener
giequellen so reichlich vorhanden sind, dass Erdgas nur noch selten oder gar nicht 
mehr zur Stromerzeugung eingesetzt werden muss. Für beide Szenarien (A und B) 
wird jeweils eine Variante untersucht, in welcher der Strompreis weiterhin wesentlich 
vom Gaspreis determiniert wird, und eine Variante, die unterstellt, dass sich durch 
den Ausbau der erneuerbaren Energieträger der Strompreis vom Gaspreis vollkom
men entkoppelt. 

Effekte eines dauerhaft höheren Gaspreises in Europa 

Tabelle 6 und Tabelle 7 stellen dar, wie sich im Szenario eines durch die Substitution 
von Pipelinegas dauerhaft erhöhten Gaspreises in den beiden Varianten betreffend 
den Zusammenhang von Gas- und Strompreis die Wertschöpfung, die Beschäftigung, 
der Bruttoproduktionswert, sowie Exporte und Importe, in der österreichischen 
Volkswirtschaft insgesamt sowie in den, gemessen am Rückgang der Wertschöpfung, 
zwölf am stärksten betroffenen Branchen prozentual verändern. Bei der Interpreta
tion der Ergebnisse ist zu beachten, dass das für die Simulation verwendete Modell 
Standortentscheidungen nicht gesondert abbildet. Vielmehr schlägt sich eine kosten
bedingte Verschlechterung der Wettbewerbslage allgemein in einer Verringerung der 
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sektoralen Wertschöpfung nieder. Ausgewiesen sind reale, also zu Preisen des Basis
jahres bewertete Veränderungen.5  

Wie Tabelle 6 zeigt, sinkt in dem Fall, dass in Europa wegen der Substitution von Pipe
linegas durch LNG die Gaspreise und in der Folge auch die Strompreise steigen, das 
reale Bruttoinlandsprodukt Österreichs langfristig um gut 0,6 %. Erheblich stärker be
troffen sind die energieintensiven Branchen, wie die Chemieindustrie und die Metall
erzeugung. Bemerkenswert ist, dass die Exporte deutlich weniger zurückgehen als 
die Importe, obwohl man wegen der Preissteigerung der inländischen Produktion 
das Gegenteil vermuten könnte. Auf der Seite der Importe wirken zwei gegenläufige 
Effekte: der direkte Preiseffekt sollte zu höheren Importen führen, während der Ein
kommenseffekt bzw. der Rückgang des BIP die Importe reduziert. Die ausgewiesene 
Verringerung der Importe ergibt sich daraus, dass die aggregierte Veränderung als 
reale Veränderung gemessen wird, was bedeutet, dass der Preiseffekt ausgeschaltet 
wird. Dass die Exporte relativ wenig zurückgehen, ergibt sich daraus, dass der Verrin
gerung der Ausfuhren der energieintensiven Bereiche höhere Exporte anderer Sek
toren entgegenwirken, deren komparativer Vorteil sich jetzt verbessert hat. Diese 
Verbesserung ergibt sich daraus, dass Güter, die mit wenig Energieaufwand produ
ziert werden, relativ günstiger werden, wenn sich Energie und die mit viel Energieein
satz hergestellten Güter verteuern. 

Tabelle 6: Szenario A: Gaspreiserhöhung nur in der EU, Variante 1: Vom Gaspreis ab
hängiger Strompreis  

Quelle: Reiter et al. (2024); alle Werte prozentuale Abweichungen vom Basisszenario. 

Das zuerst betrachtete Szenario geht davon aus, dass der Strompreis auch in Zukunft 
durch den internationalen Erdgaspreis bestimmt wird. Der Sinn des Merit-Order-
__________________________________________________ 
5 Am Ende der Tabellen werden noch die Veränderung des realen Konsums sowie ein Korrekturposten 
für die Energieimporte angeführt. Der Posten „Korrektur Gasimport/BIP“ misst den Vermögensverlust, 
der sich daraus ergibt, dass für jede Gasimportmenge nun mehr zu zahlen ist. 
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Prinzips besteht aber darin, durch die von einem hohen Strompreis ausgelösten 
Sparanreize den Verbrauch so weit zu drücken, dass nur noch selten Erdgaskraft
werke als marginale Stromproduzenten verwendet werden müssen. In einem alter
nativen Szenario, in dem Erdgas nicht mehr zur Stromproduktion verwendet werden 
muss, bzw. dass sich der Strompreis vom Gaspreis entkoppelt, sind die langfristigen 
Belastungen durch die Substitution von Pipelinegas für die österreichische Wirtschaft 
deutlich geringer (Tabelle 7). Das Bruttoinlandsprodukt fällt nur um rund 0,2 % statt 
um 0,6 %. Der negative Wertschöpfungseffekt im am stärksten betroffenen Sektor – 
der Produktion chemischer Erzeugnisse – reduziert sich von 3,9 % auf 1,7 %. Der Kon
sum geht im ersten Szenario um 1,4 %, im zweiten um 1,1 % zurück. In ähnlichem 
Ausmaß sind die vom Konsum abhängigen Wirtschaftsbereiche, etwa der Einzelhan
del, die sonstigen persönlichen Dienstleistungen und der Bereich Sport, Unterhal
tung, Erholung betroffen. 

Tabelle 7: Szenario A: Gaspreiserhöhung nur in der EU, Variante 2: Vom Gaspreis un
abhängiger Strompreis 

 
Quelle: Reiter et al. (2024); alle Werte prozentuale Abweichungen vom Basisszenario. 

Effekte einer einseitigen CO2-Bepreisung der EU 

Die Simulationsergebnisse für ein Szenario, in dem Europa einseitig fossile Energie
träger mit einer CO2-Steuer belegt, sind für die beiden Varianten betreffend die Nut
zung von Gas in der Stromproduktion, in Tabelle 8 und Tabelle 9 zusammengefasst.  

Die Verteuerung der fossilen Brennstoffe hat vor allem für die energieintensiven und 
dem internationalen Wettbewerb ausgesetzten Branchen stark negative Auswirkun
gen. In der Variante mit einem vom Gaspreis abhängigen Strompreis geht die Wert
schöpfung im Bereich der Metallerzeugung, die durch die starke Verteuerung der 
Kohle besonders betroffen ist, um fast ein Viertel zurück, im Bereich der chemischen 
Erzeugnisse um gut ein Fünftel. Bei diesen Werten muss beachtet werden, dass damit 
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zu rechnen ist, dass die Unternehmen in der Erwartung, dass der CO2-Preis in Zukunft 
steigen wird, auf andere Energieträger umsteigen, sodass sie weniger von der Emis
sionsbepreisung betroffen sein werden, sodass die hier vorgestellten Ergebnisse als 
Obergrenze der zu erwartenden Effekte interpretiert werden können. 

Die Einfuhr der von der CO2-Steuer betroffenen Waren sinkt deutlich. In der Produk
tion werden importierte durch heimische Produktionsfaktoren ersetzt. Vor allem 
aber gehen die Exporte stark zurück, etwa in der Metallerzeugung um 13 % bzw. 
14 %, je nachdem, ob Gas auch künftig für die Stromerzeugung genutzt wird. Um die 
österreichischen Nettoexporte zu sichern, müssten die bisher importierten fossilen 
Energieträger entweder vollständig durch heimische Energie aus erneuerbaren Ener
gieträgern oder durch importierte saubere Energie wie etwa grünen Wasserstoff er
setzt werden. Aktuell ist jedoch fraglich, wie schnell weltweit die Kapazitäten zur Er
zeugung grünen Wasserstoffs aufgebaut werden. Je mehr Energie importiert wird, 
desto geringer fällt die reale Aufwertung aus, was den Exportsektor entlastet. 

Tabelle 8: Szenario B: CO2-Bepreisung nur in der EU, Variante 1: Vom Gaspreis abhän
giger Strompreis 

Quelle: Reiter et al. (2024); alle Werte prozentuale Veränderung. 

Der Vergleich von Tabelle 8 und Tabelle 9 macht deutlich, dass auch in diesem Sze
nario die marginale Quelle der Stromerzeugung, Erdgas oder grüne Energie, noch 
einen wesentlichen Unterschied macht. In der Gesamtwirtschaft verringert sich der 
Wertschöpfungsverlust von 3,2 % im Szenario, in dem der Strompreis weiterhin maß
geblich vom Gaspreis bestimmt wird, auf 2,6 % in dem Szenario, in dem dies nicht 
mehr der Fall ist. Es gibt Sektoren, bei denen der Unterschied weitaus größer ist. So 
reduziert sich die Wertschöpfungseinbuße in der Chemieindustrie von rund 20 % auf 
etwa 16 %. In vielen industriellen Produktionsprozessen werden künftig fossile Ener
gieträger, vor allem Erdgas, durch Strom ersetzt. Wie stark sich das auf die 
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Produktionskosten auswirkt, hängt davon ab, aus welchen Energieträgern der Strom 
erzeugt wird. 

Tabelle 9: B: CO2-Bepreisung nur in der EU, Variante 2: Vom Gaspreis unabhängiger 
Strompreis 

Quelle: Reiter et al. (2024); alle Werte prozentuale Veränderung gegenüber dem Basisszenario. 

Diskussion 

Die hier vorgestellten Simulationsergebnisse des IHS lassen sich wie folgt zusammen
fassen. Eine Verdoppelung des Erdgaspreises in Europa gegenüber dem Jahresdurch
schnitt 2019 hat nur dann einen nennenswerten Einfluss auf die gesamtwirtschaftli
che Wertschöpfung und Produktion in Österreich, wenn der Strompreis an den Gas
preis gekoppelt bleibt. Dies ist beim Merit-Order-Preissystem für Strom so lange der 
Fall, wie Gas die marginale Quelle der Stromerzeugung bildet. In dieser Konstellation 
sind die energieintensiven und exportorientierten Branchen des Verarbeitenden Ge
werbes spürbar negativ betroffen. Die vom IHS für die Bereiche Chemie, Papier, Me
tall und Glas geschätzten Einbußen an Wertschöpfung liegen zwischen 1,5 bis 4 %, 
selbst wenn ganz Europa in gleicher Weise von einer Gaspreiserhöhung betroffen ist. 
Ihre Wettbewerbsposition verschlechtert sich mithin spürbar. Wenn es gelingt, die 
alternativen „grünen“ Energieträger soweit auszubauen, dass der Strompreis nicht 
länger durch den Gaspreis bestimmt wird, verliert leidglich die chemische Industrie 
Österreichs bei einem verdoppelten Gaspreis dauerhaft an Exportkraft und erleidet 
einen Wertschöpfungsverlust in der Größenordnung von 1,7 %. Der private Konsum 
würde in diesem Szenario um rund 1 % sinken. 

Spürbare Effekte hätte dagegen eine ausschließlich in der EU eingeführte CO2-Beprei
sung in dem für die Erreichung der Klimaziele notwendigen Ausmaß von etwa 400 
Euro pro Tonne CO2. Das reale Bruttoinlandsprodukt in Österreich würde um etwa 
3 % niedriger sein als in einem Szenario ohne einseitige CO2-Bepreisung in der EU. 
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Die Maßnahme belastet in Österreich am stärksten die Metallindustrie, die beson
ders auf Kohle angewiesen ist – den fossilen Energieträger, der sich durch eine CO2-
Bepreisung prozentual am meisten verteuert. Am zweitstärksten betroffen ist die 
chemische Industrie. In beiden Branchen könnte die Wirtschaftsleistung langfristig 
um mehr als ein Fünftel zurückgehen, wenn nur die EU CO2 bepreist und für europä
ische Unternehmen damit verbundenen starken Kostennachteile nicht ausgeglichen 
werden. Selbst wenn es gelingen sollte, den Strompreis vom Gaspreis zu entkoppeln, 
verliert die Metallindustrie nach Schätzungen des IHS auf längere Sicht rund 23 % 
ihrer Wertschöpfung, die chemische Industrie rund 17 %.  

Allerdings erscheint es unwahrscheinlich, dass dieses extreme Szenario eintritt. So 
zeichnet sich bereits ab, dass auch die wichtigen Konkurrenten USA und China wei
tere Maßnahmen zur Reduktion von Treibhausgasen treffen, sodass der komparative 
Nachteil der europäischen Unternehmen kleiner ausfallen dürfte, als hier im Extrem
szenario eines europäischen Alleingangs mit der CO2-Bepreisung unterstellt. Zudem 
dürfte die Politik Maßnahmen ergreifen, um die von massiven Wertschöpfungsver
lusten bedrohten Sektoren zu kompensieren und stabilisieren. 

Schließlich ist damit zu rechnen, dass eine hohe CO2-Bepreisung die Entwicklung und 
Implementation grundlegender technologischer Neuerungen nach sich zieht, die zu 
starken Kostensenkungen im Bereich erneuerbarer Energie oder einer starken Erhö
hung der Energieeffizienz führen. Und auch in Österreich dürften neu in den Markt 
eintretende Unternehmen mit neuer Technologie die Chancen der grünen Transfor
mation nutzen und damit einen Marktaustritt bestehender Unternehmen zum Teil 
kompensieren. Wie sich solche Anpassungen an den CO2-Preisanstieg auf die Ziel
größen Wertschöpfung, Produktion, Beschäftigung und Nettoimporte auswirken, 
lässt sich aber nicht verlässlich abschätzen.6 

Somit ist bei der Interpretation der hier vorgelegten Simulationsergebnisse zu den 
langfristigen Auswirkungen eines einseitig von der EU implementierten hohen CO2-
Preises auf die österreichische Volkswirtschaft zu beachten, dass damit eine Ober
grenze der potenziellen negativen Effekte markiert wird. Anpassungen und Fort
schritte bei der Technologie können die Wertschöpfungsverluste in Folge der Maß
nahmen zur Anpassung an den Klimawandel substanziell verringern, und zwar umso 
eher, je mehr Nicht-EU-Länder CO2-Emissionen ebenfalls effektiv verteuern. 

Vor diesem Hintergrund könnten die quantitativen Voraussagen der Modellanalyse 
dauerhaft höherer Gaspreise als moderat erscheinen; sie stehen damit nicht im 

__________________________________________________ 
6 Im den hier vorgestellten Simulationsergebnissen zugrundeliegenden Modell sind die Anpassungsreak
tionen auf die Substitution von Produktionsfaktoren bei gegebener Technologie beschränkt, wobei von 
relativ niedrigen Substitutionselastizitäten ausgegangen wird. 
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Einklang mit der häufig geäußerten Angst vor einer Deindustrialisierung Europas. Ein
zelne besonders energieintensive Produktionsprozesse könnten tatsächlich in Eu
ropa künftig nicht mehr wettbewerbsfähig sein. Dabei ist einerseits zu beachten, dass 
die Gefahr einer Abwanderung von Industriebetrieben ja nicht allein wegen der ho
hen Energiepreise besteht, sondern dass speziell auch Arbeitskräftemangel und 
übermäßige Bürokratie von Unternehmensvertretern ins Feld geführt werden. Es be
steht aber auch die Gefahr, dass die Abwanderung einiger wichtiger Unternehmen 
Kettenreaktionen nach sich ziehen kann, weil andere Unternehmen nachziehen, um 
Agglomerationseffekte auszunutzen. Dem steht aber entgegen, dass der Wegzug be
stehender Unternehmen die Verfügbarkeit qualifizierter Arbeitskräfte für andere Un
ternehmen verbessern würde.  

5.3 Lohnstückkosten 
Bereits seit längerer Zeit steigen die Verbraucherpreise in Österreich stärker als in 
Deutschland und im Euroraum-Durchschnitt. Seit 2022 hat sich das Inflationsdiffe
renzial aber deutlich geweitet (Abbildung 11). Von Anfang 2022 bis Mai 2024 stieg das 
Verbraucherpreisniveau in Österreich um 18 %, verglichen mit 15 % in Deutschland 
und 14 % im Durchschnitt des Euroraums. 

Die sozialpartnerschaftliche Lohnpolitik in Österreich basiert traditionell auf der Be
nya-Formel, wonach sich die jährliche Tariflohnanpassung an der rollierenden Infla
tion der letzten zwölf Monate und der Produktivitätssteigerung orientieren soll. So 
übersetzt sich eine höhere Inflation quasi automatisch in höhere Lohnkosten. Auch 
in anderen Ländern fließt die Preisentwicklung, wenn auch weniger regelgebunden 
als in Österreich, in die Lohnverhandlungsergebnisse ein. Daher sind die Arbeitneh
merentgelte je Stunde im Verarbeitenden Gewerbe überall in Europa zuletzt kräftig 
gestiegen. Jedoch haben in Österreich die Stundenentgelte wesentlich stärker zuge
legt als in Deutschland und im Durchschnitt des Euroraums (Abbildung 12).  
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Abbildung 11: Inflationsrate in ausgewählten Ländern und Regionen 

 
Quelle: Eurostat, eigene Darstellung. 

Abbildung 12: Arbeitnehmerentgelt je Stunde im Verarbeitenden Gewerbe in ausge
wählten Ländern und Regionen 

 
Quelle: Eurostat, eigene Darstellung. 

Auch die Lohnstückkosten, also das Verhältnis aus den Lohnkosten und der Arbeits
produktivität, sind in Österreich seit 2020 stärker gestiegen als im Euroraum-Durch
schnitt und zuletzt auch kräftiger als in Deutschland (Abbildung 13). Demnach hat 
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das Verarbeitende Gewerbe Österreichs preislich an internationaler Wettbewerbsfä
higkeit eingebüßt. 

Abbildung 13: Lohnstückkosten im Verarbeitenden Gewerbe in ausgewählten Ländern 
und Regionen 

 
Quelle: Eurostat, eigene Darstellung. 

Auch am aktuellen Rand setzt sich diese ungünstige Entwicklung fort. Im vierten 
Quartal 2023 nahmen die Arbeitnehmerentgelte je Beschäftigten in der Gesamtwirt
schaft7 in Österreich um 8,4 % zu. In Deutschland belief sich die Steigerung auf 5,3 %, 
im Euroraum insgesamt nur auf 4,9 %. Die Differenzen in den Lohnstückkostenent
wicklungen blieben im ersten Quartal 2024 nahezu unverändert. In Österreich legten 
die Arbeitnehmerentgelte je Beschäftigten gesamtwirtschaftlich um 10,4 % zu, in 
Deutschland nur um 6,2 % und im Euroraum-Durchschnitt um 6,0 %. 

Das IHS rechnet damit, dass sich der Lohnstückkostenanstieg im Euroraum insge
samt allmählich verringert. Zum einen sollte sich die Lohndynamik wieder abschwä
chen, wenn die aktuell wieder niedrigere Inflation in den Lohnverhandlungen berück
sichtigt wird und der konjunkturelle Abschwung mit Verzögerung schließlich doch an 
den Arbeitsmärkten spürbar wird. Zum anderen wächst mit anziehender Konjunktur 
auch die Arbeitsproduktivität.  

__________________________________________________ 
7 Auf Quartalsebene sind keine entsprechenden Daten für das Verarbeitende Gewerbe verfügbar. 
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Allerdings dürfte sich die preislichere Wettbewerbsposition Österreichs innerhalb 
des Euroraums zunächst noch weiter verschlechtern. Das Inflationsdifferenzial ge
genüber dem Durchschnitt des Euroraums bildet sich nur langsam zurück, und in
folge der regelbasierten Lohnsetzung der Sozialpartner in Österreich dürfte sich dies 
in eine nur allmähliche Abschwächung des Differenzials bei der Lohnkostendynamik 
übersetzen. Eine wieder kräftigere Zunahme der Arbeitsproduktivität, welche die Zu
nahme der Lohnstückkosten dämpft, ist konjunkturell bedingt erst ab dem Jahr 2025 
zu erwarten. Nachdem die gesamtwirtschaftlichen Lohnstückkosten im Jahr 2023 um 
knapp 10 % gestiegen sind, werden sie gemäß der vorliegenden Mittelfristprognose 
im laufenden Jahr nochmals kräftig um 7,8 % und im Jahr 2025 um 3,0 % steigen. Im 
Zeitraum 2026 bis 2028 wird sich die Expansion bei rund 2 % pro Jahr einpendeln. 

5.4 Fazit 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass ein kräftiger Anstieg des Gaspreises oder 
der CO2-Bepreisung zwar zu einem Rückgang der Produktion und der Wertschöpfung 
in den exportorientierten Branchen des Verarbeitenden Gewerbes führt, und zwar 
vor allem in den energieintensiven, aber bei Weitem nicht in einer Größenordnung, 
die man als „Deindustrialisierung“ bezeichnen würde. Der eher geringe Effekt in den 
hier vorgestellten Modellsimulationen ist insofern nicht überraschend, als das auslö
sende Moment sehr begrenzt ist, nämlich eine Verdoppelung des Großhandelsprei
ses für Erdgas. Die Gesamtkosten der österreichischen Erdgasimporte in den Jahren 
vor der Energiekrise machten aber nur etwa 0,5 % des Bruttoinlandsprodukts aus. 
Auch eine Verdoppelung dieses Werts sollte keine katastrophalen Folgen für die ge
samte Volkswirtschaft haben. 

In Folge eines Inflationsdifferenzials gegenüber dem Euroraum sind am Standort Ös
terreich die Lohnstückkosten zuletzt weitaus stärker gestiegen als bei den wichtigen 
europäischen Konkurrenten, sodass die heimische Exportwirtschaft international an 
preislicher Wettbewerbsfähigkeit eingebüßt hat. Zugleich verliert Europa insgesamt 
als Standort international an Boden, insbesondere gegenüber den USA. Dies liegt 
nicht allein an durch unterschiedliche natürliche Ressourcen bedingten Unterschie
den bei den Energiekosten, sondern auch an der erheblichen Subventionierung aus
ländischer Investitionen, vor allem im Hochtechnologiebereich, durch die US-ameri
kanische Regierung, etwa im Rahmen des Inflation Reduction Act und des CHIPS-Act. 

Für den Standort Österreich ist nicht nur das Verarbeitende Gewerbe bedeutsam, auf 
das sich die vorstehende Analyse konzentrierte. Für die heimische Wertschöpfung 
und Beschäftigung spielt auch der Tourismus eine große Rolle. Derzeitig treiben hier
zulande hohe Preissteigerungen in den Dienstleistungsbranchen die Inflation. 
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Dadurch verliert der heimische Tourismus im Vergleich zu anderen Destinationen an 
preislicher Wettbewerbsfähigkeit. 

Betrachtet wurde hier nur die preisliche Wettbewerbsfähigkeit. Für Standortentschei
dungen sind weitere Faktoren wie die Infrastruktur, das Bildungs- und das Gesund
heitswesen, das Steuersystem und die Verfügbarkeit gut ausgebildeter Arbeitskräfte 
ebenfalls wichtig. Allerdings ist Österreich in diversen Standortrankings, wie sie etwa 
das World Economic Forum oder die Lausanner Wirtschaftshochschule IMD regelmä
ßig veröffentlicht, in den letzten Jahren zurückgefallen. Hier werden häufig eine zu 
hohe steuerliche Belastung des Faktors Arbeit, bürokratische Hürden, ein unterent
wickelter Risikokapitalmarkt und zu wenig qualifizierte Zuwanderung genannt. Es wä
ren Strukturreformen geboten, die die Produktivität stärken und die Qualität des 
Standorts Österreich verbessern. Ein forcierter Ausbau der erneuerbaren Energien 
in Österreich würde die Abhängigkeit von den internationalen Energiemärkten redu
zieren.  
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6 Tabellenanhang 



 TAB. 1/1: INDIKATOREN DER ÖSTERREICHISCHEN WIRTSCHAFT  (ABSOLUT UND VERÄNDERUNG GEGENÜBER VORJAHR)

                           2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028

                           

 BIP ZU MARKTPREISEN REAL (MRD. €) 363,106 380,559 377,541 378,764 384,820 389,405 392,861 396,257

                           4,2% 4,8% -0,8% 0,3% 1,6% 1,2% 0,9% 0,9%

                           

 BIP ZU MARKTPREISEN NOM. (MRD. €)  405,241 447,218 478,190 501,687 522,447 539,453 555,749 572,417

                           6,4% 10,4% 6,9% 4,9% 4,1% 3,3% 3,0% 3,0%

 DEFLATOR DES BIP (2010=100)     111,604 117,516 126,659 132,454 135,764 138,533 141,462 144,456

                           2,1% 5,3% 7,8% 4,6% 2,5% 2,0% 2,1% 2,1%

                           

 VERBRAUCHERPREISINDEX (2020=100)     102,800 111,600 120,300 124,150 127,502 130,052 132,913 135,837

                           2,8% 8,6% 7,8% 3,2% 2,7% 2,0% 2,2% 2,2%

 ARBEITNEHMER-ENTGELT JE       53,989 56,526 60,909 65,629 68,123 69,826 71,293 72,933

 AKTIV-BESCHÄFTIGTEN      2,3% 4,7% 7,8% 7,8% 3,8% 2,5% 2,1% 2,3%

                           

 UNSELBSTÄNDIG AKTIV-BESCHÄFTIGTE     3734,366 3844,570 3889,419 3904,976 3936,216 3971,642 3999,443 4023,440

 (IN 1000 PERSONEN) 2,5% 3,0% 1,2% 0,4% 0,8% 0,9% 0,7% 0,6%

                           

 ARBEITSLOSENQUOTE NATIONALE DEF. 8,019 6,300 6,406 6,900 6,575 6,176 5,940 5,778

 ABSOLUTE DIFFERENZEN      -1,907 -1,720 0,106 0,494 -0,324 -0,399 -0,236 -0,162



 TAB. 1/2: REALES BIP UND HAUPTKOMPONENTEN (MRD. € VERKETTET AUF BASIS VON VORJAHRESPREISEN REFERENZJAHR 2015)    

                           2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028

 PRIVATER KONSUM           181,978 192,284 191,919 194,882 198,428 201,448 204,032 206,628

                           4,2% 5,7% -0,2% 1,5% 1,8% 1,5% 1,3% 1,3%

 ÖFFENTLICHER KONSUM      76,706 76,734 76,638 76,484 76,676 76,867 77,252 77,638

                           7,5% 0,0% -0,1% -0,2% 0,2% 0,2% 0,5% 0,5%

 BRUTTOANLAGEINVESTITIONEN 92,909 93,016 91,840 90,575 92,019 93,826 95,623 97,668

6,1% 0,1% -1,3% -1,4% 1,6% 2,0% 1,9% 2,1%

 LAGERVERÄNDERUNGEN   6,661 5,848 3,382 2,282 2,782 2,382 2,382 1,882

 IN PROZENT DES BIP 1,8 1,5 0,9 0,6 0,7 0,6 0,6 0,5

 INLANDSNACHFRAGE          357,005 367,392 359,744 361,464 366,741 371,462 375,784 380,094

                           6,7% 2,9% -2,1% 0,5% 1,5% 1,3% 1,2% 1,1%

 AUSSENBEITRAG        5,388 12,791 17,367 17,711 17,679 17,542 16,677 15,762

 IN PROZENT DES BIP 1,5 3,4 4,6 4,7 4,6 4,5 4,2 4,0

 BIP ZU MARKTPREISEN    363,106 380,559 377,541 378,764 384,820 389,405 392,861 396,257

                           4,2% 4,8% -0,8% 0,3% 1,6% 1,2% 0,9% 0,9%



 TAB. 1/3: WACHSTUMSBEITRÄGE DER REALEN ENDNACHFRAGEKOMPONENTEN (IN PROZENTPUNKTEN)            

                           2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028

 PRIVATER KONSUM           2,099 2,820 -0,097 0,798 0,939 0,788 0,667 0,664

 ÖFFENTLICHER KONSUM      1,591 0,008 -0,026 -0,041 0,052 0,052 0,103 0,103

 BRUTTOINVESTITIONEN             2,778 -0,192 -1,683 -0,521 0,630 0,393 0,347 0,338

                           

     ANLAGEINVESTITIONEN        1,515 0,030 -0,320 -0,340 0,380 0,466 0,456 0,512

     LAGERVERÄNDERUNGEN              2,040 -0,224 -0,950 -0,137 0,074 -0,057 0,000 -0,067

 EXPORTE I.W.S.            4,708 6,260 -0,153 0,722 1,258 1,271 1,234 1,210

                           

      WAREN                4,488 2,912 0,294 0,419 0,814 0,911 0,814 0,818

      DIENSTLEISTUNGEN     0,220 3,347 -0,448 0,304 0,444 0,361 0,420 0,392

 IMPORTE I.W.S.            -6,895 -4,336 1,432 -0,652 -1,281 -1,319 -1,455 -1,440

                           

      WAREN                -5,371 -2,113 1,774 -0,283 -0,868 -0,961 -1,065 -1,078

      DIENSTLEISTUNGEN     -1,524 -2,223 -0,342 -0,369 -0,413 -0,358 -0,389 -0,362

 BRUTTOINLANDSPRODUKT     4,238 4,806 -0,793 0,324 1,599 1,191 0,888 0,864



 TAB. 1/4: INDIKATOREN DER ÖSTERREICHISCHEN WIRTSCHAFT   

                           2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028

 HAUSHALTSSPARQUOTE   11,2 9,2 9,0 9,8 9,6 9,2 8,6 8,5

 ABSOLUTE DIFFERENZEN      -2,1 -1,9 -0,3 0,9 -0,2 -0,5 -0,6 -0,1

 INVESTITIONSQUOTE         25,8 25,3 24,7 23,8 23,7 23,8 24,0 24,1

 ABSOLUTE DIFFERENZEN      0,8 -0,5 -0,6 -0,8 -0,1 0,1 0,1 0,2

 REALZINSSATZ              -2,08 -3,58 -4,70 -1,56 0,53 1,06 0,99 0,98

 ABSOLUTE DIFFERENZEN      0,87 -1,50 -1,12 3,14 2,10 0,53 -0,08 0,00

 HVPI - HARMONISIERTER 111,46 121,07 130,40 134,57 138,21 140,97 144,07 147,24

 VERBRAUCHERPREISINDEX 2,8% 8,6% 7,7% 3,2% 2,7% 2,0% 2,2% 2,2%

 REALLÖHNE, BRUTTO        48,828 47,531 47,287 49,372 49,901 50,145 50,096 50,145

 JE AKTIV-BESCHÄFTIGTEN        0,2% -2,7% -0,5% 4,4% 1,1% 0,5% -0,1% 0,1%

 ARBEITSPRODUKTIVITÄT     9,723 9,899 9,707 9,700 9,776 9,805 9,823 9,849

 JE AKTIV-BESCHÄFTIGTEN    1,7% 1,8% -1,9% -0,1% 0,8% 0,3% 0,2% 0,3%

 LOHNSTÜCKKOSTEN 146,039 150,195 165,037 177,962 183,273 187,314 190,891 194,770

 GESAMTWIRTSCHAFT 0,6% 2,8% 9,9% 7,8% 3,0% 2,2% 1,9% 2,0%

 ARBEITSLOSENQUOTE EU DEF.-2021  6,2 4,8 5,1 5,1 4,8 4,6 4,5 4,4

 ABSOLUTE DIFFERENZEN      0,1 -1,4 0,3 0,0 -0,3 -0,2 -0,1 -0,1

 BUDGETSALDO MAASTRICHT (% DES BIP) -5,8 -3,3 -2,6 -3,0 -2,9 -2,8 -2,8 -2,8

 ABSOLUTE DIFFERENZEN     2,2 2,5 0,6 -0,4 0,1 0,1 0,0 0,0



 TAB. 2: KOMPONENTEN DER NACHFRAGE (MRD. € ZU LAUFENDEN PREISEN)  

                           2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028

 KONSUM PRIVATE HAUSHALTE          192,142 218,883 236,354 247,576 258,838 267,975 277,293 286,936

                           6,4% 13,9% 8,0% 4,7% 4,5% 3,5% 3,5% 3,5%

 KONSUM PRIVATE ORGANISATIONEN               9,637 10,123 10,847 11,341 11,828 12,306 12,803 13,287

 OHNE ERWERBSZWECK 7,6% 5,0% 7,2% 4,5% 4,3% 4,0% 4,0% 3,8%

 ÖFFENTLICHER KONSUM      88,281 92,077 97,795 104,188 108,104 111,084 114,095 117,188

                           9,7% 4,3% 6,2% 6,5% 3,8% 2,8% 2,7% 2,7%

 BRUTTOINVESTITIONEN           112,090 123,204 120,016 121,246 125,923 130,344 134,881 139,508

14,8% 9,9% -2,6% 1,0% 3,9% 3,5% 3,5% 3,4%

     AUSRÜSTUNGSINVESTITIONEN            56,021 59,997 63,809 65,404 68,213 71,140 73,650 76,248

11,4% 7,1% 6,4% 2,5% 4,3% 4,3% 3,5% 3,5%

                           

     BAUINVESTITIONEN          48,643 53,136 54,187 54,138 55,633 57,426 59,453 61,855

                           8,5% 9,2% 2,0% -0,1% 2,8% 3,2% 3,5% 4,0%

 STATISTISCHE DIFFERENZ    -0,632 0,780 -1,166 -1,211 -1,211 -1,211 -1,211 -1,211

 ABSOLUTE DIFFERENZEN      -0,690 1,412 -1,946 -0,045 0,000 0,000 0,000 0,000

 INLANDSNACHFRAGE          401,518 445,067 463,847 483,141 503,481 520,497 537,861 555,709

                           9,2% 10,8% 4,2% 4,2% 4,2% 3,4% 3,3% 3,3%

 EXPORTE I.W.S.            226,740 277,647 283,162 291,058 302,830 314,813 326,778 339,013

                           15,4% 22,5% 2,0% 2,8% 4,0% 4,0% 3,8% 3,7%

 IMPORTE I.W.S.            223,017 275,496 268,819 272,511 283,864 295,857 308,890 322,305

                           21,7% 23,5% -2,4% 1,4% 4,2% 4,2% 4,4% 4,3%

 BIP ZU MARKTPREISEN    405,241 447,218 478,190 501,687 522,447 539,453 555,749 572,417

                           6,4% 10,4% 6,9% 4,9% 4,1% 3,3% 3,0% 3,0%



 TAB. 3: KOMPONENTEN DER NACHFRAGE (MRD. € VERKETTET AUF BASIS VON VORJAHRESPREISEN REFERENZJAHR 2015)

                           2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028

 KONSUM PRIVATE HAUSHALTE           173,774 184,051 183,495 186,248 189,600 192,444 194,850 197,285

                           4,2% 5,9% -0,3% 1,5% 1,8% 1,5% 1,3% 1,3%

 KONSUM PRIVATE ORGANISATIONEN               8,190 8,245 8,430 8,640 8,835 9,011 9,192 9,352

 OHNE ERWERBSZWECK 5,1% 0,7% 2,2% 2,5% 2,3% 2,0% 2,0% 1,8%

 ÖFFENTLICHER KONSUM      76,706 76,734 76,638 76,484 76,676 76,867 77,252 77,638

                           7,5% 0,0% -0,1% -0,2% 0,3% 0,3% 0,5% 0,5%

 BRUTTOINVESTITIONEN           98,768 98,081 92,090 90,178 92,527 94,036 95,388 96,715

10,8% -0,7% -6,1% -2,1% 2,6% 1,6% 1,4% 1,4%

     AUSRÜSTUNGSINVESTITIONEN            52,693 53,731 54,690 54,690 56,057 57,599 58,895 60,220

9,9% 2,0% 1,8% 0,0% 2,5% 2,8% 2,3% 2,3%

                           

     BAUINVESTITIONEN          40,308 39,493 37,634 36,505 36,688 37,055 37,611 38,363

                           1,8% -2,0% -4,7% -3,0% 0,5% 1,0% 1,5% 2,0%

 STATISTISCHE DIFFERENZ    0,281 0,657 -0,478 -0,496 -0,496 -0,496 -0,496 -0,496

 ABSOLUTE DIFFERENZEN      0,491 0,376 -1,135 -0,018 0,000 0,000 0,000 0,000

 INLANDSNACHFRAGE          357,005 367,392 359,744 361,464 366,741 371,462 375,784 380,094

                           6,7% 2,9% -2,1% 0,5% 1,5% 1,3% 1,2% 1,1%

 EXPORTE I.W.S.            210,944 234,543 233,965 236,819 241,955 247,262 252,489 257,684

                           9,1% 11,2% -0,2% 1,2% 2,2% 2,2% 2,1% 2,1%

 IMPORTE I.W.S.            205,556 221,752 216,598 219,109 224,276 229,720 235,812 241,921

                           14,3% 7,9% -2,3% 1,2% 2,4% 2,4% 2,7% 2,6%

 BIP ZU MARKTPREISEN    363,106 380,559 377,541 378,764 384,820 389,405 392,861 396,257

                           4,2% 4,8% -0,8% 0,3% 1,6% 1,2% 0,9% 0,9%



 TAB. 4: PREISINDIZES  (2015 = 100)   

                           2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028

 KONSUM PRIVATE HAUSHALTE           110,570 118,925 128,807 132,929 136,518 139,248 142,311 145,442

                           2,1% 7,6% 8,3% 3,2% 2,7% 2,0% 2,2% 2,2%

 ÖFFENTLICHER KONSUM      115,091 119,995 127,608 136,221 140,989 144,514 147,693 150,942

                           2,1% 4,3% 6,3% 6,8% 3,5% 2,5% 2,2% 2,2%

 BRUTTOANLAGEINVESTITIONEN           112,652 121,628 128,480 131,982 134,587 137,025 139,195 141,401

3,7% 8,0% 5,6% 2,7% 2,0% 1,8% 1,6% 1,6%

     AUSRÜSTUNGSINVESTITIONEN            106,316 111,662 116,674 119,591 121,684 123,509 125,053 126,616

1,3% 5,0% 4,5% 2,5% 1,8% 1,5% 1,3% 1,3%

                           

     BAUINVESTITIONEN          120,678 134,545 143,983 148,302 151,639 154,975 158,075 161,236

                           6,6% 11,5% 7,0% 3,0% 2,3% 2,2% 2,0% 2,0%

 INLANDSNACHFRAGE          112,469 121,142 128,938 133,662 137,285 140,121 143,130 146,203

                           2,4% 7,7% 6,4% 3,7% 2,7% 2,1% 2,1% 2,1%

 EXPORTE I.W.S.            107,488 118,378 121,027 122,903 125,160 127,320 129,423 131,562

                           5,7% 10,1% 2,2% 1,5% 1,8% 1,7% 1,7% 1,7%

 IMPORTE I.W.S.            108,494 124,236 124,109 124,372 126,569 128,791 130,990 133,227

                           6,4% 14,5% -0,1% 0,2% 1,8% 1,8% 1,7% 1,7%

 BIP ZU MARKTPREISEN    111,604 117,516 126,659 132,454 135,764 138,533 141,462 144,456

                           2,1% 5,3% 7,8% 4,6% 2,5% 2,0% 2,1% 2,1%



 TAB. 5: EXPORTE UND IMPORTE LT. VGR  (MRD. € ZU LAUFENDEN PREISEN)

                           2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028

 WARENEXPORTE              166,973 198,400 200,207 204,231 211,441 219,441 227,187 235,207

                           19,9% 18,8% 0,9% 2,0% 3,5% 3,8% 3,5% 3,5%

 EXPORTE VON SONSTIGEN     52,037 62,567 62,666 65,357 68,833 71,789 75,056 78,279

 DIENSTLEISTUNGEN          11,2% 20,2% 0,2% 4,3% 5,3% 4,3% 4,5% 4,3%

 REISEVERKEHR              7,730 16,680 20,289 21,470 22,556 23,582 24,535 25,526

                           -25,6% 115,8% 21,6% 5,8% 5,1% 4,6% 4,0% 4,0%

 EXPORTE I.W.S.            226,740 277,647 283,162 291,058 302,830 314,813 326,778 339,013

                           15,4% 22,5% 2,0% 2,8% 4,0% 4,0% 3,8% 3,7%

 WARENIMPORTE              166,962 205,097 193,126 193,505 200,827 208,936 217,901 227,252

                           23,9% 22,8% -5,8% 0,2% 3,8% 4,0% 4,3% 4,3%

 IMPORTE VON SONSTIGEN     50,419 60,790 62,817 65,675 69,168 72,493 75,977 79,434

 DIENSTLEISTUNGEN          12,0% 20,6% 3,3% 4,5% 5,3% 4,8% 4,8% 4,6%

 REISEVERKEHR              5,636 9,609 12,876 13,330 13,869 14,429 15,012 15,618

                           60,9% 70,5% 34,0% 3,5% 4,0% 4,0% 4,0% 4,0%

 IMPORTE I.W.S.            223,017 275,496 268,819 272,511 283,864 295,857 308,890 322,305

                           21,7% 23,5% -2,4% 1,4% 4,2% 4,2% 4,4% 4,3%



 TAB. 6: EXPORTE UND IMPORTE LT. VGR  (MRD. € VERKETTET AUF BASIS VON VORJAHRESPREISEN REFERENZJAHR 2015)   

                           2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028

 WARENEXPORTE              156,737 167,815 168,926 170,615 174,027 177,943 181,502 185,132

                           12,3% 7,1% 0,7% 1,0% 2,0% 2,3% 2,0% 2,0%

 EXPORTE VON SONSTIGEN     48,342 54,037 50,909 51,800 53,225 54,289 55,646 56,898

 DIENSTLEISTUNGEN          8,1% 11,8% -5,8% 1,8% 2,8% 2,0% 2,5% 2,3%

 REISEVERKEHR              6,684 13,113 14,383 14,635 14,928 15,264 15,569 15,880

                           -28,6% 96,2% 9,7% 1,8% 2,0% 2,3% 2,0% 2,0%

 EXPORTE I.W.S.            210,944 234,543 233,965 236,819 241,955 247,262 252,489 257,684

                           9,1% 11,2% -0,2% 1,2% 2,2% 2,2% 2,1% 2,1%

 WARENIMPORTE              153,414 161,283 155,044 156,129 159,642 163,633 168,133 172,757

                           15,2% 5,1% -3,9% 0,7% 2,3% 2,5% 2,8% 2,8%

 IMPORTE VON SONSTIGEN     46,999 52,403 51,945 53,244 54,708 55,939 57,337 58,627

 DIENSTLEISTUNGEN          8,5% 11,5% -0,9% 2,5% 2,8% 2,3% 2,5% 2,3%

 REISEVERKEHR              5,232 8,213 9,976 10,125 10,328 10,560 10,772 10,987

                           56,7% 57,0% 21,5% 1,5% 2,0% 2,3% 2,0% 2,0%

 IMPORTE I.W.S.            205,556 221,752 216,598 219,109 224,276 229,720 235,812 241,921

                           14,3% 7,9% -2,3% 1,2% 2,4% 2,4% 2,7% 2,6%



 TAB. 7: EXPORT- UND IMPORTPREISINDIZES LT. VGR   (2015 = 100)

                           2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028

 WARENEXPORTE              106,531 118,225 118,518 119,703 121,499 123,321 125,171 127,048

                           6,8% 11,0% 0,2% 1,0% 1,5% 1,5% 1,5% 1,5%

 EXPORTE VON SONSTIGEN     107,643 115,785 123,094 126,171 129,325 132,235 134,880 137,577

 DIENSTLEISTUNGEN          2,8% 7,6% 6,3% 2,5% 2,5% 2,3% 2,0% 2,0%

 REISEVERKEHR              115,642 127,205 141,057 146,699 151,100 154,500 157,590 160,741

                           4,3% 10,0% 10,9% 4,0% 3,0% 2,3% 2,0% 2,0%

 EXPORTE I.W.S.            107,488 118,378 121,027 122,903 125,160 127,320 129,423 131,562

                           5,7% 10,1% 2,2% 1,5% 1,8% 1,7% 1,7% 1,7%

 WARENIMPORTE              108,831 127,166 124,562 123,939 125,798 127,685 129,601 131,545

                           7,6% 16,8% -2,0% -0,5% 1,5% 1,5% 1,5% 1,5%

 IMPORTE VON SONSTIGEN     107,278 116,004 120,930 123,348 126,432 129,593 132,509 135,490

 DIENSTLEISTUNGEN          3,2% 8,1% 4,2% 2,0% 2,5% 2,5% 2,3% 2,3%

 REISEVERKEHR              107,705 117,002 129,067 131,649 134,282 136,631 139,364 142,151

                           2,7% 8,6% 10,3% 2,0% 2,0% 1,8% 2,0% 2,0%

 IMPORTE I.W.S.            108,494 124,236 124,109 124,372 126,569 128,791 130,990 133,227

                           6,4% 14,5% -0,1% 0,2% 1,8% 1,8% 1,7% 1,7%

 TERMS OF TRADE, GESAMT    99,073 95,284 97,517 98,818 98,886 98,858 98,803 98,750

-0,6% -3,8% 2,3% 1,3% 0,1% 0,0% -0,1% -0,1%

 TERMS OF TRADE, GÜTER    97,887 92,969 95,148 96,582 96,582 96,582 96,582 96,582

-0,7% -5,0% 2,3% 1,5% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0%



 TAB. 8: AUSSENHANDELSVERFLECHTUNG ÖSTERREICHS    (PROZENT BZW. PROZENTPUNKTE)

                           2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028

 IMPORTQUOTE, GESAMT       55,033 61,602 56,216 54,319 54,334 54,844 55,581 56,306

 ABSOLUTE DIFFERENZEN      6,910 6,569 -5,386 -1,897 0,015 0,510 0,737 0,725

                           

 IMPORTQUOTE, GÜTER       41,201 45,861 40,387 38,571 38,440 38,731 39,209 39,700

 ABSOLUTE DIFFERENZEN      5,816 4,660 -5,474 -1,816 -0,131 0,291 0,478 0,492

 EXPORTQUOTE, GESAMT       55,952 62,083 59,215 58,016 57,964 58,358 58,800 59,225

 ABSOLUTE DIFFERENZEN      4,367 6,131 -2,868 -1,200 -0,052 0,394 0,442 0,425

                           

 EXPORTQUOTE, GÜTER       41,203 44,363 41,868 40,709 40,471 40,678 40,879 41,090

 ABSOLUTE DIFFERENZEN      4,632 3,160 -2,496 -1,159 -0,238 0,207 0,201 0,211



 TAB. 9: ARBEITSMARKT (1000 PERSONEN BZW. PROZENT)  

                           2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028

 ERWERBSFÄHIGE            5931,030 5979,620 6016,521 6016,375 5998,283 5976,524 5952,222 5927,034

 BEVÖLKERUNG  0,1% 0,8% 0,6% 0,0% -0,3% -0,4% -0,4% -0,4%

                           

 ERWERBSQUOTE              78,212 78,347 78,880 79,329 79,901 80,540 81,184 81,834

                           0,3% 0,2% 0,7% 0,6% 0,7% 0,8% 0,8% 0,8%

                           

 ERWERBSPERSONEN           4638,782 4684,854 4737,530 4772,754 4792,662 4813,479 4832,257 4850,303

                           0,4% 1,0% 1,1% 0,7% 0,4% 0,4% 0,4% 0,4%

     INLÄNDISCHE              3685,344 3665,132 3653,137 3642,816 3620,352 3603,068 3585,535 3569,296

     ERWERBSPERSONEN           -0,5% -0,5% -0,3% -0,3% -0,6% -0,5% -0,5% -0,5%

                           

     AUSLÄNDISCHES ARBEITS-   953,438 1019,722 1084,393 1129,938 1172,310 1210,410 1246,723 1281,007

     KRÄFTEANGEBOT            3,9% 7,0% 6,3% 4,2% 3,8% 3,3% 3,0% 2,8%

 SELBSTÄNDIG              502,100 508,100 510,500 509,990 511,264 512,543 512,543 512,543

 ERWERBSTÄTIGE            1,3% 1,2% 0,5% -0,1% 0,3% 0,3% 0,0% 0,0%

                           

 UNSELBSTÄNDIGES 4136,682 4176,754 4227,030 4262,764 4281,398 4300,936 4319,714 4337,760

 ARBEITSKRÄFTEANGEBOT     0,2% 1,0% 1,2% 0,8% 0,4% 0,5% 0,4% 0,4%

 UNSELBSTÄNDIG            3734,366 3844,570 3889,419 3904,976 3936,216 3971,642 3999,443 4023,440

 AKTIV-BESCHÄFTIGTE       2,5% 3,0% 1,2% 0,4% 0,8% 0,9% 0,7% 0,6%

 KINDERGELDBEZIEHENDE UND       70,575 69,063 66,838 63,664 63,664 63,664 63,664 63,664

 PRÄSENZDIENSTLEISTENDE            -3,6% -2,1% -3,2% -4,8% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0%

 ARBEITSLOSE               331,741 263,121 270,773 294,125 281,518 265,630 256,607 250,657

                           -19,0% -20,7% 2,9% 8,6% -4,3% -5,6% -3,4% -2,3%

                           

 ARBEITSLOSENQUOTE NAT.DEF. 8,019 6,300 6,406 6,900 6,575 6,176 5,940 5,778

 ABSOLUTE DIFFERENZEN      -1,907 -1,720 0,106 0,494 -0,324 -0,399 -0,236 -0,162



 TAB. 10: EINKOMMENSVERTEILUNG (MRD. €  ZU LAUFENDEN PREISEN)

                           2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028

 ARBEITNEHMERENTGELT 201,615 217,319 236,901 256,282 268,148 277,326 285,132 293,440

 LAUT VGR                   4,8% 7,8% 9,0% 8,2% 4,6% 3,4% 2,8% 2,9%

 BRUTTOBETRIEBSÜBERSCHUSS/ 167,375 180,482 187,267 185,576 191,477 197,107 203,517 209,729

 SELBSTSTÄNDIGENEINKOMMEN 7,2% 7,8% 3,8% -0,9% 3,2% 2,9% 3,3% 3,1%

 PRODUKTIONSABGABEN 37,388 49,417 54,023 59,830 62,821 65,020 67,101 69,248

 MINUS SUBVENTIONEN 14,6% 32,2% 9,3% 10,8% 5,0% 3,5% 3,2% 3,2%

 BIP ZU MARKTPREISEN NOMINELL 405,241 447,218 478,190 501,687 522,447 539,453 555,749 572,417

6,4% 10,4% 6,9% 4,9% 4,1% 3,3% 3,0% 3,0%

 PRIMÄREINKOMMEN 6,308 -0,290 -1,471 -1,500 -1,530 -1,530 -1,530 -1,530

 AUS DEM AUSLAND, NETTO    60,2% -104,6% 407,0% 2,0% 2,0% 0,0% 0,0% 0,0%

 ABSCHREIBUNGEN            79,921 88,114 93,181 96,908 100,542 104,312 107,963 111,742

 LAUT VGR                   5,5% 10,3% 5,8% 4,0% 3,8% 3,8% 3,5% 3,5%

 NETTO-NATIONALEINKOMMEN     331,628 358,813 383,538 403,279 420,374 433,610 446,256 459,145

 ZU MARKTPREISEN 7,3% 8,2% 6,9% 5,1% 4,2% 3,1% 2,9% 2,9%

 LAUFENDE TRANSFERS -2,670 -2,547 -2,796 -2,684 -2,765 -2,820 -2,876 -2,934

 AUS DEM AUSLAND, NETTO    -24,4% -4,6% 9,8% -4,0% 3,0% 2,0% 2,0% 2,0%

 VERFÜGBARES NETTOEINKOMMEN 328,958 356,266 380,742 400,595 417,610 430,790 443,379 456,211

 DER VOLKSWIRTSCHAFT          7,7% 8,3% 6,9% 5,2% 4,2% 3,2% 2,9% 2,9%
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